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KAPITEL I 

Allgemeine Erläuterung der Vorschläge 
1 . Einleitung 

In der Ratsentschließung vom 15. Juli 1974 
über eine „gemeinschaftliche Politik auf dem 
Gebiet der Datenverarbeitung sind die Grund- 
sätze einer Industriepolitik für diesen Schlüs- 
selsektor der Wirtschaft festgelegt. 

In dieser Entschließung kommt der Wille des 
Rats zum Ausdruck, „die Politik der Unter- 
stützung und Förderung der Datenverarbei- 
tung gemeinschaftlich zu gestalten''; der Rat 
„begrüßt die Absicht der Kommission, schon 
1974 nach entsprechenden Konsultationen vor- 
rangig Vorschläge vorzulegen 

a) für eine begrenzte Anzahl gemeinsamer 
Vorhaben von europäischem Interesse auf 
dem Gebiet der Datenverarbeitung; 

b) für eine Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Normen und der Anwendung sowie in 
der öffentlichen Beschaffungspolitik; 

c) zur Förderung von Vorhaben der industriel- 
len Entwicklung in den Bereichen von ge- 
meinsamem Interesse, die durch eine über- 
staatliche Zusammenarbeit gekennzeichnet 
sind". 

Die vorliegende Mitteilung dient zur Dar- 
legung des ersten Vorschlags der Kommission, 
der fünf Projekte umfaßt und außerdem er- 
läutert, in welchem Sinne sie im Geiste der 
oben aufgeführten drei Absätze bei der Aus- 
arbeitung weiterer Vorschläge Vorgehen will. 


2. Erster Vorschlag auf dem Gebiet der Informa- 
tik-Anwendungen 

2.1. Die Kommission hat sich dazu entschlossen, 
den ersten Vorschlag auf dem Gebiet der In- 
formatik-Anwendungen zu machen, da gerade 
diesbezüglich auf Ebene der Gemeinschaft ein 
breiter Fächer gemeinsamer Interessen zu be- 
stehen scheint. Die Förderung neuer Anwen- 
dungen, insbesondere beim öffentlichen Dienst, 
erfaßt die beiden Hauptziele der Entschlie- 


ßung: einerseits den Benutzerbedürfnissen bei 
rationellem Einsatz der Öffentlichen Mittel 
durch gemeinsame Entwicklung zu entspre- 
chen und andererseits das Wachstum einer 
starken Industrie europäischer Basis zu 
fördern. 

2.2. Die Kriterien für die Auswahl der Projekte 
waren folgende: 

Seiner Natur nach internationaler, den Be- 
nutzern mehrerer Mitgliedsländer gemein- 
samer Bedarf, Stärkung der Wettbewerbsfähig- 
keit der europäischen Industrie, Erweiterung 
ihres Marktes. 

2.3. Darüber hinaus wurde noch eine weitere Vor- 
bedingung zugrunde gelegt: Die Benutzer soll- 
ten nicht nur auf europäischer Ebene organi- 
siert, sondern auch in der Lage sein, ihren 
jeweiligen Bedarf zu identifizieren. 

2.4. Zur Abgrenzung der prioritären Gebiete hat 
die Kommission eng mit einer ad hoc-Gruppe 
leitender Beamten der Mitgliedstaaten auf dem 
Gebiet der Informatik zusammengearbeitet. Die 
in dieser Mitteilung enthaltenen Vorschläge 
sind somit das Ergebnis eines stufenweisen 
Vorgehens zur Identifizierung der Studien, von 
Konsultationen und von Verhandlungen in den 
Mitgliedsländern. 

2.5. Die Kommission hat außerdem den Ausschuß 
für wissenschaftliche und technische Forschung 
(CREST) konsultiert, um dessen Stellungnahme 
zu den Aspekten der Forschung und techno- 
logischen Entwicklung der Projekte einzu- 
holen. Es ist jedoch angezeigt darauf hinzu- 
weisen, daß für die Auswahl der Projekte in 
der Hauptsache andere, mit den großen Linien 
der in der Ratsentschließung geforderten sek- 
toralen Politik unmittelbarer zusammenhän- 
gende Aspekte maßgeblich waren: 

Projektphasen 

2.6. Für die Identifizierung und Durchführung eines 
Projekts bedarf es eines Vorgehens in vier 
aufeinanderfolgenden Phasen: 

1. Die Phase der Auswahl, die die Durch- 
führung einer Vorstudie im Sinne von Ab- 
satz 3.1. erfordern kann; 


Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanlzeramtes vom 27. März 1975 - 1/4 - 680 70 - E ~ In 16/75: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. März 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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2. Grundlagenstudie (Durchführbarkeit, Quan- 
tifizierung des Bedarfs, Strategiewahl, Sy- 
stemspezifikation) ; 

3. Entwicklung (Realisierung des ganzen 
Systems oder von Teilen desselben); 

4. Anwendung (Einführung des Systems in 
den praktischen Betrieb). Das Projekt 1 be- 
trifft die Phase 3. 

Die Projekte Nr. 2, 3, 4 und 5 befinden sich in 
der Phase 2 und sollten nach ihren Ergeb- 
nissen in neue Vorschläge für die Phase 3 ein- 
münden. Keines der Projekte betrifft die Phase 
4. Die Rolle einer gemeinschaftlichen Informa- 
tionspolitik ist die eines Katalysators und nicht 
die einer Stützungsaktion für die eigentliche 
Anwendung. 

Die fünf vorgeschlagenen Projekte 

2.7. Das erste Projekt betrifft die Errichtung einer 
zentralen Datenbank für Organe und Blutkon- 
serven entsprechend dem Vorschlag einer 
Gruppe von Kliniken in der Gemeinschaft, die 
bereits aktiv Zusammenarbeiten; diese Daten- 
bank soll mittels der EDV-Techniken die Be- 
stimmung der Kompatibilität der verfügbaren 
Organe (Nieren, später auch Blutfaktoren, 
Haut, Hornhaut, Knochenmark usw.) für die 
Kranken, für die eine Transplantation lebens- 
wichtig ist, erleichtern. Jedes Jahr würden in 
Europa 10 000 bis 12 000 Personen durch ein 
irrevisibles Versagen der Nieren ihr Leben 
verlieren, wenn man nicht über die Technik 
der Hämodialyse und/oder der Transplantation 
verfügen würde. Von diesen beiden Techniken 
bietet die Transplantation gleichzeitig bessere 
Chancen zur Rettung des Lebens und auch 
geringere Kosten, sofern die Kompatibilitäts- 
feststellung zwischen Spenderorganen und 
Kranken auf genügend weiter Basis durchge- 
führt werden kann. Die Verwirklichung des 
Projekts würde der betreffenden Klinikgruppe 
die zur Erreichung dieses Ziels erforderlichen 
EDV-Einrichtungen zur Verfügung stellen. 

2.8. Das zweite Projekt betrifft eine Studie über die 
Informatikbehandlung der Import- und Export- 
daten und für die Finanzverwaltung des EWG- 
Agrarmarktes. Ein enormes Volumen an Infor- 
mationen, die für die Verwaltung der Zoll- 
union und für die gemeinsame Agrarpolitik 
erforderlich sind, werden gegenwärtig durch 
Kurier oder Telex übermittelt. Bei ihrer An- 
kunft in den Mitgliedstaaten müssen diese 
Informationen in vielen Fällen in die für die 
Eingabe in die lokalen Rechenanlagen erfor- 
derliche Form umgesetzt werden. Außerdem 
sind wichtige Daten über die Agrarimporte 
und -exporte nicht rechtzeitig genug oder in 
der gewünschten Form verfügbar, um der Ge- 
meinschaft zu ermöglichen, rasch wichtige Be- 


schlüsse auf der Aktionsebene zu fassen. In 
den meisten Mitgliedsländern wird die auto- 
matisierte Datenverarbeitung in zunehmen- 
dem Maße angewandt; im Hinblick auf eine 
Verbindung dieser Systeme über die Kommis- 
sion sind eine entsprechende Rationalisierung 
und die Schaffung eines allgemeinen Anwen- 
dungsrahmens unerläßlich. Gegenstand der 
vorgeschlagenen Studie ist die genaue Defini- 
tion der Aktionen, die im Interesse einer effi- 
zienten Datenverarbeitung und -Übermittlung 
durchzuführen wären. 

2.9. Das dritte Projekt bezieht sich auf eine Forde- 
rung, die in der Entschließung des Rats (der 
Justizminister) während seiner Sitzung vom 
26, November 1974 besonders hervorgehoben 
wurde: das Bedürfnis der Automatisierung der 
Retrievalsysteme für Rechtsdokumentation 
und den Zugang zum Gemeinschaftsrecht, Hier- 
zu hat der Rat beschlossen, eine Gruppe von 
Rechtssachverständigen zur Untersuchung des 
Rahmens einer dem Bedarf der Gemeinschafts- 
institutionen und der Mitgliedstaaten entspre- 
chenden Politik einzusetzen. Das vorgeschlage- 
ne Projekt ist dazu bestimmt, die Arbeiten 
dieser Gruppe durch eine systematische Unter- 
suchung der Benutzerbedürfnisse im allgemei- 
nen, der technischen Probleme der Kompati- 
bilität und der Übermittlung zwischen den 
Systemen, die zur Zeit errichtet oder deren 
Errichtung in den Gemeinschaftsländern und 
bei den Institutionen der Gemeinschaft geplant 
wird, zu unterstützen und hierzu beizutragen. 

2.10. Das vierte Projekt berührt ein wichtiges tech- 
nisches Gebiet, wo die Sicherheit von Men- 
schen und des künftigen Luftverkehrsmaterials 
im Spiele ist: die Kontrolle des Luftverkehrs. 
Für diesen Zweck bestehen bereits verschie- 
dene Informatiksysteme, und ein internatio- 
nales Organ (EUROCONTROL) faßt die Be- 
nutzer aus mehreren Ländern und Drittländern 
zusammen. Einerseits ist jedoch für die acht- 
ziger Jahre die Ablösung dieser Systeme 
durch Realzeitendatenverarbeitung schon jetzt 
vorauszusehen, und andererseits handelt es 
sich dabei von der Aufgabe her um ein inter- 
nationales Problem, das beträchtliche Investi- 
tionen voraussetzt, wenn man den erhöhten 
Anforderungen der für die Luftverkehrskon- 
trolle zuständigen nationalen Behörden und 
von EUROCONTROL entsprechen will. Die 
vorgeschlagene Studie bezweckt, die auf Ge- 
meinschaftsebene gegebenen Lösungsmöglich- 
keiten zu prüfen und ihre Übertragung in fort- 
schrittliche Informatiktechniken, deren prak- 
tische Durchführung seitens der europäischen 
EDV-Industrie einen bedeutenden Wettbe- 
werbstrumpf - auch im Hinblick auf andere 
Gebiete - darstellen könnte, ins Detail gehend 
zu untersuchen. 
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2.11. Das fünfte Projekt hat unterschiedlichen Cha- 
rakter: computergestützte Planungs- und Ent- 
wurfsverfahren (CAD) können, wenn sie aus- 
reichend durchentwickelt sind, vielseitige indu- 
strielle Verwendung finden. Insbesondere in 
zwei Schlüsselsektoren 

— dem Konzipieren von elektronischen Schalt- 
logiken und der automatisierten Konstruk- 
tionszeichnung {Bauwesen, Schiffbau usw.) 

besteht auf Gemeinschaftsebene Bedarf für 
eine Beurteilung der verfügbaren Techniken 
und die Definition der wünschenswerten Ent- 
wicklungen. Zwei zusammenhängende Studien 
haben die Definition und Beurteilung der wirt- 
schaftlichen Vorteile eines Entwicklungspro- 
grammes auf diesen Sektoren zum gemein- 
samen Ziel. 

Der Vorschlag der Entschließung des Rats be- 
treffs der obigen Projekte befindet sich in An- 
lage A. 

3. Ausarbeitung weiterer Vorschläge 

3.1. Parallel zur Ausarbeitung ihrer ersten Vor- 
schläge, denen weitere Vorschläge für Infor- 
matikanwendungen folgen können, hat die 
Kommission bereits gemäß den in den Ab- 
sätzen b und c der Entschließung zum Aus- 
druck gebrachten Leitgedanken den Boden für 
die Ausarbeitung neuer Vorschläge während 
des ersten Halbjahres von 1976 anlaufen könn- 
ten - vorbereitet. 

3.2. Auf dem Gebiet der Normen und Standards 
wurde bei der Kommission eine Arbeitsgruppe 
nationaler Sachverständiger eingesetzt, deren 
Aufgabe in der Definition einer Strategie zur 
Lösung dieses Problems im allgemeinen be- 
steht. 

Eine andere Gruppe untersucht die Möglich- 
keit einer Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
öffentlichen Beschaffungswesens. 

3.3. Was die Projekte für industrielle Entwicklung 
anbetrifft, so hat die Kommission im Laufe 
einer Diskussions- und Untersuchungsreihe ein 
Gebiet gemeinsamen Interesses von fundamen- 
taler Bedeutung festgestellt: die Übertragbar- 
keit der Software. Es handelt sich hier um die 
Möglichkeit für die Benutzer, ihre Programme 
auf verschiedenen Rechner typen durchlaufen 
zu lassen, ohne sich um den Typ oder die 
innerhalb der Rechenanlage angewandten 
System-Software kümmern zu müssen. Die 
Entwicklung der Übertragbarkeit, die auch die 
Normung berührt, ist in einigen Fällen von 
der Software-Industrie bereits aufgenommen 
worden, eine übernationale Aktion steht je- 
doch noch aus. Die Kommission beabsichtigt, 
auf diesem Gebiet zur Vorlage während der 


ersten Monate von 1975 Vorschläge auszu- 
arbeiten, deren Durchführung wesentliche Aus- 
wirkungen auf die Benutzerkosten haben 
könnten. 

3.4. Kommt auf diesem Gebiet kein Programm auf 
Gemeinschaftsebene zustande, so sind die 
durch die Inkompatibilität der Anlagen im 
Laufe der kommenden fünf Jahre entstehen- 
den Kosten für Programmumsetzung mit 1 Mrd. 
(1000 Mio) RE in der Gemeinschaft zu ver- 
anschlagen - eine recht erhebliche Belastung, 
die von dem Benutzer zu tragen wäre. Eine 
Aktion genügender Tragweite überschreitet 
andererseits die Mittel der EDV-Firmen und 
auch den Interessenbereich der Hersteller von 
Zentraleinheiten. 

3.5. Ein Programm „Übertragbarkeit der Software" 
müßte die Entwicklung von übertragbaren 
(kompatiblen) Software-Produkten einschließ- 
lich der Entwicklung im Bereich der System- 
Software selbst umfassen, die das wirkliche 
Bindeglied zwischen den für den spezifischen 
Bedarf der Benutzer und der Hardware selbst 
geschriebenen Anwendungsprogrammen dar- 
stellt. 

3.6. Ein ausreichend großes Angebot an übertrag- 
baren Software-Produkten und Systemen 
würde den Benutzern größere Unabhängigkeit 
von ihrer Hardware verschaffen und einen leb- 
hafteren Austausch der Programme (Verminde- 
rung der- gegenwärtig sehr verbreiteten Dupli- 
kation der Arbeiten) und größere Freiheit in 
der Benutzung der Terminals erlauben. Ein 
solches Aktionsprogramm gibt Gelegenheit zu 
einer stärkeren Entwicklung von Normen und 
Standards mit der Folge einer größeren Markt- 
transparenz. Das von der Kommission vorge- 
sehene Programm hätte somit weiterreichende 
Bedeutung als die gegenwärtigen Vorschläge 
und direktere Auswirkungen auf die EDV- 
Industrie und selbst auf die wirtschaftliche 
Aktivität im allgemeinen. 

3.7. Auf dem Gebiet der Hardware erwägt die 
Kommission ebenfalls die Möglichkeit, im 
Laufe von 1975 Aktionen vorzuschlagen, ins- 
besondere in bezug auf Komponenten und die 
Peri-Informatik. 

3.8. Was die Zentraleinheiten anbetrifft, so bringen 
die beiden europäischen Hauptgruppen gegen- 
wärtig eine Linie neuer Produkte auf den 
Markt. Die Kommission beabsichtigt z. Z. nicht, 
auf diesem Gebiet Vorschläge zu machen. Sie 
stellt jedoch fest, daß angesichts der Entwick- 
lung der Techniken nun eine effiziente wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit eher möglich wäre 
als bisher; die derzeitige Phase ~ die Ein- 
führung neuer Produktenserien (vor der völ- 
ligen Erstarrung insbesondere auf dem Gebiet 
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der Software und vor der Inangriffnahme 
neuer Entwicklungen) - ist in der Tat die 
Phase, in der am ehesten Möglichkeiten für 
eine Zusammenarbeit gegeben sind. 

3.9. Die Kommission arbeitet z. Z. ferner an einem 
Vorschlag betreffend das Leasing, der zum 
Ausgleich einiger Nachteile beitragen könnte, 
denen Unternehmen geringerer Größe ausge- 
setzt sind und die durch die inflatorische Ent- 
wicklung noch erschwert werden. 

3.10. Zur Begründung der Vorschläge, die die Kom- 
mission auf den oben genannten Gebieten er- 
arbeiten will, wird sie sich auf die Ergebnisse 
verschiedener im Laufe des Jahres 1975 durch- 
zuführender Voruntersuchungen stützen müs- 
sen, deren Zweck darin besteht, die Identifi- 
zierung, die Definition und die Beurteilung der 
Projekte mit Bezug auf die Anwendung indu- 
strieller Entwicklungen auf dem Gebiet der 
Hardware und der Software, die Festlegung 
von Normen, von Leasing-Regelungen usw. 
- Themen, deren gemeinsame Eigenschaft ihr 
gemeinschaftliches Interesse wäre - fortzu- 
setzen. 

4. Finanzielle Folgerungen 

4.1. Die Finanzierung der vorgeschlagenen fünf 
Projekte berechnet sich auf einen Gesamt- 
betrag von 4,008 Mio RE^), verteilt auf drei 
Jahre. Die Aufschlüsselung der Kosten nach 
Programmjahren ist in der synoptischen Über- 
sicht am Anfang von Kapitel II dargestellt, das 
unter anderem auch die Arbeitsmodalitäten 
und die hierfür zu schaffenden Strukturen auf- 
zeigt. Der erforderliche Mittelansatz wird jedes 
Geschäftsjahr in den Haushaltsplan der Euro- 
päischen Gemeinschaften nach den Schätzun- 
gen in Anlage C eingesetzt. 

4.2. Die Kommission ist sich bewußt, daß die Pro- 
jekte Nr. 2, 3, 4 und 5 jeweils lediglich die 
erste Phase möglicher Entwicklungsaktionen 
darstellen, für die der Rat verlangt hatte, daß 
ihre „finanziellen Folgen sowie gegebenen- 
falls die hierdurch entstehende Belastung des 
Haushalts der Gemeinschaften für jedes der 


fünf folgenden Jahre'' angegeben werden-). 
Der Zweck der Studien und Untersuchungen, 
die den Gegenstand der Projekte, die sich in 
diesem Stadium über drei Jahre erstrecken, 
darstellen, ist aber eben die genaue Festlegung 
des Inhalts der folgenden Phasen und ihrer 
haushaltsmäßigen Auswirkungen. Auf Grund 
der Schlußfolgerung dieser Arbeiten wird die 
Kommission dann wirklich in der Lage sein, 
die finanziellen Fragen im Rahmen neuer Vor- 
schläge eingehend zu behandeln. 

4.3. Die Kosten der Vorstudien, deren Notwendig- 
keit oben erläutert wurde, sind bei einer Lauf- 
zeit von einem Jahr auf 0,3 Mio RE anzu- 
setzen ^). 

4.4. Ein entsprechender Zusatzhaushalt für die 
Deckung des Mittelbedarfs für die fünf Projek- 
te und die Voruntersuchungen, für die weder 
Mittel noch Haushaltsanweisungen bestehen, 
wird zu gegebener Zeit beantragt. 

5. Bericht über die Entwicklung des Informaük- 
sektors in der Gemeinschaft 

Nach dem Schlußabsatz der Entschließung soll 
die Kommission bis Ende 1975 einen Bericht 
über die Entwicklung auf dem Gebiet der In- 
formatik ausarbeiten. Im Rahmen dieses Be- 
richts wird die Kommission unter Berücksich- 
tigung der Entwicklung der Arbeiten einerseits 
und Informatikpolitik der Mitgliedsländer an- 
dererseits zu der Frage Stellung nehmen, ob es 
angezeigt ist, die Gemeinschaftsaktionen im 
Rahmen eines Mehrjahresprogramms, wie die 
Entschließung es vorsieht, zu präsentieren. 


9 Die Kostenschätzungen wurden auf der Basis der An- 
fang 1975 geltenden Preise errechnet. Die Kommission 
behält sich vor, mit Rücksicht auf den Zeitpunkt der 
Beschlußfassung des Rats und im Hinblick auf die kon- 
junkturelle Entwicklung die hier genannten Beträge zu 
berichtigen. 

2) Siehe Entschließung vom 15. Juli 1974, Paragraph 4. 

3) Es handelt sich um fünfzehn Untersuchungen mit einem 
mittleren Aufwand von 20 000 RE, geschätzt auf der 
Berechnungsgrundlage vier Mannjahre und Reise- 
kosten. 
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KAPITEL II 

Finanzierung und Projektmanagement 


1 . Aufschlüsselung der Aufwendungen 

(Voranschlag) 



Aktion 

Gesamt- 

kosten 

(RE) 

1975 

1976 

1977 

1. 

Datenbank für Organe und Blutkonserven 

1 360 500 

92 500 

1 237 500 

30 500 

2. 

Informatiksysteme Import / Export 

668 000 

163 000 

423 500 

81 500 

3. 

Retrievalsysteme für Rechtsdokumentation 
auf Gemeinschaftsebene 

437 500 

111 500 

269 000 

57 000 

4. 

Bedarf an Informatiksystemen für die 
Luftverkehrskontrolle 

923 000 

172 500 

566 500 

184 000 

5. 

Computergestützte Planungs- und Entwurfs- 
verfahren 






i. Elektronikstudie 

313 000 

110 000 

203 000 



ii. Automatisierte Konstruktionszeichnung 

305 500 

107 000 

198 500 



Gesamtausgabenbetrag 

4 007 500 

756 500 

2 898 000 

353 000 


2. Bemerkungen zur Finanzierung 

2.1. Jede der in diesem Programm vorgeschlagenen 
Aktionen bezieht sich auf eine Untersuchungs- 
phase oder Entwicklungsphase. Alle in Erwä- 
gung gezogenen Aktionen haben übernatio- 
nalen Operationellen Charakter und / oder stel- 
len Fälle dar, in bezug auf welche die Benutzer 
im Hinblick auf die Ähnlichkeit ihres Bedarfs 
auch daran interessiert sind, ihre Mittel durch 
eine gemeinsame Entwicklung rationell einzu- 
setzen. Dies ist der Grund für den Vorschlag, 
diese Arbeiten aus dem Gemeinschaftshaushalt 
zu finanzieren. 

2.2. Ein Beispiel mag dazu beitragen, die Rolle zu 
erläutern, die die kommunitären und natio- 
nalen Finanzierungen spielen. Die Untersu- 
chungen über den künftigen Bedarf auf dem 
Gebiet der Informatik für die Luftverkehrs- 
kontrolle dient zur Ermittlung der Notwendig- 
keit und Durchführbarkeit künftiger gemein- 
samer Entwicklungen für die gesamte Gemein- 
schaft. Ein einziges Team, arbeitend unter 
einem einzigen Vertrag, könnte das spezi- 
fische Problem untersuchen, entspräche aber 
auch dem Zweck, hochqualifizierte Teams auf 
europäischem Industrieniveau zusammenzu- 
führen. Wenn durch die Untersuchung die Be- 
reiche der gemeinsamen Entwicklung (Hard- 
ware und Software) ermittelt und definiert 
werden, so wäre es auch angezeigt, sie ge- 
meinsam zu finanzieren. Wenn dann diese 


gemeinsamen Entwicklungen von den Be- 
nutzern der Mitgliedstaaten oder EUROCON- 
TROL in die Praxis überführt werden, so 
wären die Kosten für diese Phase natürlich 
aus Anwendungen der Mitgliedstaaten oder 
von EUROCONTROL zu tragen, wie dies im 
übrigen auch für jede weitere Entwicklungs- 
arbeit zur Anpassung des Systems an den spe- 
zifisch einzelstaatlichen Bedarf der Fall wäre. 
Auf eine kurze Formel gebracht, würde also 
der gemeinschaftliche Bedarf aus Gemein- 
schaftsmitteln und der einzelstaatliche Bedarf 
aus nationalen Mitteln finanziert. 

2.3, Andererseits wäre es angebracht - und dies 
gilt ganz allgemein -, die Industrie in vernünf- 
tigem Verhältnis an den finanziellen Risiken 
in dem Maße zu beteiligen, als die ihr über- 
tragenen Entwicklungen ihr erlauben, eine 
größere Wettbewerbsfähigkeit auf dem Markt 
und/oder eine Erweiterung ihrer Kompetenz zu 
erlangen. 


3. Projektmanagement und Organisation 

3.1. Zur erfolgreichen Durchführung des Anwen- 
dungsprogramms fallen sowohl den Benutzern 
wie den Regierungen und der Kommission be- 
stimmte Rollen zu. 

Die Kommission wird für die Durchführung der 
Projekte verantwortlich sein. 
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Da jedoch das Grundziel der Informatikpolitik 
der Gemeinschaft darin besteht, die Kapazität 
der europäischen Industrie zu fördern, wird 
sich die effektive Realisierung normalerweise 
in den Händen eines industriellen Teams be- 
finden. 

3.2. Die Kommission schlägt vor, sich für die Len- 
kung dieses Programms auf ein horizontales 
Organ, den Lenkungsausschuß für die Aktio- 
nen auf dem Gebiet der Informatik zu stützen, 
dem für jedes Projekt ein Projektleiter und ein 
technischer Ausschuß, in dem die Benutzer ver- 
treten sind, beigeordnet wird. 

Ein Entwurf eines Ratsbeschlusses zur Ein- 
setzung eines Lenkungsaussdiusses für die 
Aktionen auf dem Gebiet der Informatik ist 
dieser Mitteilung als Anlage B beigefügt. 

Lenkungsausschuß für die Aktionen auf dem 
Gebiet der Informatik 

3.3. Dem Ausschuß gehört jeweils ein leitender 
Beamter jedes Mitgliedstaats an, der sich von 
Sachverständigen für die jeweiligen Sachge- 
biete begleiten lassen kann. Die Kommission 
nimmt den Vorsitz wahr; die Kommission be- 
sorgt die Sekretariatsarbeiten. 

3.4. Die Rolle dieses Ausschusses ist es, der Kom- 
mission bei der Durchführung der Informatik- 
aktionen, die durch den Rat beschlossen wur- 
den, zu helfen. Es handelt sich insbesondere 
um die Orientierung, Start, Entwicklung und 
Verwirklichung einer jeden Aktion hinsicht- 
lich der ins Auge gefaßten Ziele. 

Technischer Ausschuß 

3.5. Bei diesem Ausschuß handelt es sich um eine 
kleine Gruppe von aus den Benutzerkreisen 
gewählten Sachverständigen, die regelmäßig 
Zusammentritt und für eine enge Verbindung 
mit dem Projektleiter in bezug auf die tech- | 


nischen und die Entwicklungsprobleme sorgt. 
Die Aufgabe dieser Gruppe besteht darin, die 
Bedürfnisse der Benutzer in Projektspezifika- 
tionen zu übertragen und eine ständige direkte 
Verbindung zwischen der Benutzerebene und 
dem Projekt zu sorgen. Die Arbeitsmethoden 
des Technischen Ausschusses werden je nach 
dem Projekt variieren. 

Projektleiter 

3.6. Als solcher kommt eine hochqualifizierte Per- 
sönlichkeit mit besonderer Befähigung im Hin- 
blick auf die Art und Größe des Projekts in 
Frage. 

Der Projektleiter wird vollzeitlich für die 
Durchführung des Projekts eingesetzt. 

3.7. Der Aufgabenbereich des Projektleiters wäre 
in der Hauptsache wie folgt zu definieren: 

— Erarbeiten der Leistungsspezifikationen für 
die Ausschreibungen; 

— laufende Koordinierung, Überwachung und 
Leitung des Projekts in enger Zusammen- 
arbeit mit dem oder den Vertragnehmer{n) ; 

— wirksame organisatorische Verbindung mit 
dem Lenkungsausschuß, dem. Technischen 
Ausschuß und dem oder den Vertrags- 
partner (n). 

Vertragsnehmer 

3.8. Als Vertragsnehmer kommen europäische 
Firmenkonsortien in Frage. Der Vertragsneh- 
mer ist für die effektive Arbeitsausführung 
verantwortlich. 


4) s. Tabelle S. 14; Vertragslaufzeiten der Projektleiter: 
Sie überschreiten die Laufzeit der Projekte selbst, da 
die Projektleiter die Arbeit vor dem Anlaufen der 
Verträge vorzubereiten und bei der Auswertung der 
Ergebnisse nach deren Abschluß mitzuwirken haben 
werden. 
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Synoptische Darstellungen der Vertragslaufzeiten 

Projekt 

Laufzeit 

des 

Projekts 

in 

Monaten 

Laufzeit 

des 

Vertrags 

des 

Projekt- 
leiters in 
Monaten i) 

Kosten 

des 

Proj ekt- 
leiters 
in RE 2) 

Anzahl 

Sitzungen 

des 

Technischen 

Ausschusses 

Teilnehmer 
(im Mittel) 

Kosten der 
Sitzungen 
des 

Technischen 

Ausschusses 

4) 

1. 

Datenbank für Organe und 
Blutkonserven 

22 

24 

100 000 

13 

9 

23 500 

2. 

Informatiksysteme 

Import / Export 

18 

22 

91 500 

12 

9 

22 000 

3. 

Informatiksysteme für 
Rechtsdokumentation 
auf Gemeinschaftsebene 

18 

22 

91 500 

12 

9 

22 000 

4. 

Informatikbedarf für die 
Luftverkehrskontrolle 

18 

27 

135 000 

15 

9 

27 000 

5.1. 

Computergestützte Planungs- 
und Entwurfsverfahren I 

12 

16 

halbzeitlich 

33 500 

9 

9 

16 000 

5.2. 

Computergestützte Planungs- 
und Entwurfsverfahren II 

12 

16 

halbzeitlicih 

33 500 

9 

9 

16 000 


1) Berechnungsgnindlage: 60 000 RE pro Jahr für das ATC-Projekt 4, 50 000 RE für die übrigen Projekte. 

2) Die Tätigkeiten des Projektleiters beginnen vor dem Anlaufen des Projekts zu dessen Vorbereitung und sind 
(außer für das Projekt „Datenbank für Organe und Blutkonserven“, das bereits die Entwicklungsphase betrifft) 
noch nach dem Abschluß des Projekts zur Erörterung der Untersuchungsergebnisse mit dem technischen Aus- 
schuß weiterzuführen. 

3) Für die Berechnung der Anzahl der Sitzungen wird von einer Sitzung alle zwei Monate + einer Sitzung zui 
vorabgehenden Abstimmung vor Beginn der Arbeiten ausgegangen. 

4) Berechnungsgrundlage: 200 RE pro Person und Sitzungstag. 
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Anlage A 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Festlegung eines Projektprogramms 
für Aktionen auf dem Gebiet der Informatik 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung folgender Gründe: 

Der Rat hat in seiner Entschließung vom 15. Juli 
1974 über eine gemeinschaftliche Politik auf dem 
Gebiet der Datenverarbeitung seinen Willen zum 
Ausdruck gebracht, im Hinblick auf eine gemein- 
schaftliche Ausrichtung der Politik zur Unter- 
stützung und Förderung der Informatik auf Vor- 
schlag der Kommission gemeinsame Projekte euro- 
päischen Interesses auf dem Gebiet der Informatik- 
anwendungen zu erlassen. 

Hierzu empfiehlt es sich, Projekten, die zur Be- 
friedigung der Benutzerbedürfnisse sowie zur Er- 
höhung der Kapazität der europäischen Informatik- 
industrie und zur Stärkung ihrer Wettbewerbsfähig- 
keit auf dem europäischen und dem Weltmarkt bei- 
tragen können, Vorrang einzuräumen. 

Das Interesse der öffentlichen Gesundheit erfor- 
dert eine auf Gemeinschaftsebene zu definierende 
verbesserte Bestimmung der Kompatibilität von 
Spenderorganen und Blutgruppen; ein Informatik- 
system zur Durchführung dieser Vergleiche kann 
dazu beitragen, mehr Menschen das Leben zu retten. 

Im Bereich der Verwaltung der Zollunion und der 
Landwirtschaftspolitik besteht Bedarf für eine rasche 
Übermittlung und Behandlung der Daten über Ein- 
fuhren und Ausfuhren, den Agrarmarkt und seine 
Finanzverwaltung. 

In seiner Entschließung vom 26. November 1974 
hat der Rat (Justizminister) insbesondere die Not- 
wendigkeit hervorgehoben, ein inter-institutionelles 
Informatiksystem für Rechtsdokumentation zu er- 
richten, damit das Gemeinschaftsrecht uneinge- 
schränkt den Mitgliedstaaten zugänglich wird; er hat 
ferner auf die Notwendigkeit hingewiesen, einen 
Entwicklungsrahmen festzulegen, durch den die 
Kompatibilität der Rechtsinformationssysteme, die 
gegenwärtig in den Mitgliedsländern und bei den 
Institutionen der Gemeinschaft geplant werden oder 
sich im Aufbau befinden, sichergestellt wird. 

Um den künftigen europäischen Bedürfnissen für 
die Kontrolle des Luftverkehrs zu entsprechen, sind 
effizientere 'fortschrittliche Informationssysteme un- 
erläßlich. Die Entwicklung solcher Systeme auf na- 
tionaler Ebene würde bedeutende Investitionen er- 
fordern. Aus diesem Grunde scheint es angezeigt, 
die Möglichkeiten einer Entwicklung gemeinsamer 


Lösungen - unter Berücksichtigung des besonders 
hohen industriellen Interesses der betreffenden 
Technologie - zu prüfen. 

Verbesserte Techniken auf dem Gebiet der com- 
puterge stützten Planungs- und Entwurfsverfahren 
könnten zur Stärkung der europäischen Elektronik- 
industrie und zur Erhöhung der Produktivität der 
Bauindustrien beitragen. 

Die Durchführung dieser Aktionen erscheint für 
die Verwirklichung bestimmter Zielsetzungen der 
Gemeinschaft im Hinblick auf das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes erforderlich. 

Im Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sind die hierfür erforderlichen 
Aktionsbefugnisse nicht vorgesehen — 

BESCHLIESST: 

A r t i k e 1 1 

Mit Wirkung vom 1. Juli 1975 wird das folgende, 
fünf gemeinsame Projekte auf dem Gebiet der In- 
formatik umfassende Programm festgelegt; 

1. Datenbank zur Organ- und Blutgruppenanpas- 
sung (22 Monate) 

2. Untersuchung über Informatiksysteme für die 
Behandlung der Import-Export-Däten und der 
Verwaltung der Organisationen des Agrarmark- 
tes der Gemeinschaft sowie deren Finanzkon- 
trolle 

3. Untersuchung über den Bedarf auf dem Gebiet 
der Retrieval-Systeme für Rechtsdokumentation 
in der Gemeinschaft (18 Monate) 

4. Untersuchung über Systeme der Realzeitdaten- 
verarbeitung in der Luftverkehrskontrolle in den 
80er Jahren (18 Monate) 

5. Entwicklungsstudien im Rahmen der komputer- 
gestützten Planungs- und Entwurfsverfahren 
(zwölf Monate). 

Die einzelnen Projekte sind in den Kapiteln „Inhalt 
des Vorschlages" in den Anhängen 1-5 zu diesem 
Beschluß im Detail beschrieben. 

Artikel 2 

Die zur Durchführung der Projekte erforderlichen 
Haushaltsmittel werden im Verwaltungshaushalt 
der Europäischen Gemeinschaften ausgewiesen. 

Artikel 3 

Die Kommission sorgt für die Durchführung der 
Projekte. Sie wird hierbei von dem Lenkungsaus- 
schuß für die Aktionen auf dem Gebiet der Informa- 
tik unterstützt. 

Die Kommission erstattet dem Rat jährlich Bericht. 
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Anhang 1 zu; Anlage A 


Datenbank zur Organ- und Blutgruppenanpassung 
Zusammenfassung : 

Der Vorschlag befaßt sich mit der Durchführung eines Entwicklungsprojekts für die folgenden gemeinschaft- 
weiten Einrichtungen: 

a) Ein System zum Austausch von Informationen innerhalb der Gemeinschaft über potentielle Nieren- 
transplantempfänger. 

b) Ein Informationsaustauschsystem über potentielle Blut- bzw. Blutkomponentspender (das sogenannte 
„ Eurodonor " -Pro j ekt) . 

c) Ein Informationsaustauschsystem über potentielle Spender anderer Transplantmaterialien [z. B. Haut, 
Hornhaut (cornea), Knochenmark], 

Die Dauer des Projekts wird auf 22 Monate veranschlagt. 

1. Einführung 

Problemdefinition 

N ierentransplantation 

Es wird geschätzt, daß 30-40 von einer Million Westeuropäern jährlich an irreversiblem Nierenver- 
sagen erkranken. 

10 000 bis 12 000 Personen müssen demnach jährlich sterben, wenn keine Haemodialyse- oder 
Transplantationseinrichtungen zur Verfügung stehen. 

Für viele Patienten ist es vorteilhaft, sich sowohl der Dialyse als auch der Transplantation zu 
bedienen. Die intermittierende Dialyse, die gegenwärtige therapeutische Hauptmethode, hat ver- 
schiedene Nachteile: 

i. Sie hat keine heilende Wirkung, noch wirkt sie unbeschränkt lindernd. 

ii. Sie ist teuer (ca. $ 25 800/Jahr) 

iü. Da des Patienten Leben und Gesundheit von einer mechanischen Prozedur zweimal wöchentlich 
abhängt, sind schwere psychische Komplikationen nicht ungewöhnlich. 

iv. Haemodialysis kann nur einige Nierenfunktionen ersetzen. 

1.2. Die Alternativlösung besteht für diese Patienten in der Transplantation lebensfähiger Nieren von 
lebenden oder toten Spendern. Das Hauptproblem bei Fremdtransplantationen ist die Abweisung 
des übertragenen Organs, Zwei der Hauptfaktoren der Abwehrreaktionen sind: Die genetische 
Information (Transplantationsantigene) und die Immunreaktion des Patienten. Es ist daher wesent- 
lich, daß Spender und Empfänger bezüglich der Gewebeverträglichkeit gut angepaßt sind (HL-A 
Antigen, humane Leucocytenantigene oder Transplantationsantigene). 

Wegen der Polymorphie der wichtigen genetischen Systeme ist die Wahrscheinlichkeit einer 
günstigen Kombination klein. Van Rood schlug daher 1967 eine internationale Zusammenarbeit 
vor, um eine Zentraldatei von Organempfängerdaten ins Leben zu rufen, um so die Wahrscheinlich- 
keit zum Auffinden gut verträglicher Spender-Empfänger-Kombinationen zu erhöhen. Wenn in 
einem der beteiligten Zentren ein toter Spender zur Verfügung stand, konnte die zentral gespei- 
cherte Information benutzt werden, um den „besten" Empfänger zu ermitteln. Es wurde festgestellt, 
daß die Chromosomenregion, die das HL-A Antigen codiert, eine dominante Rolle spielt bei der 
Bestimmung der Prozesse einer Fremdnierenübertragung. Das wird durch den Umstand erhärtet, 
daß der Nierenaustausch zwischen HL-A identischen Personen eine Organüberlebensrate von 
ca. 90 V. H. hat (selbst nach vier Jahren), während bei nicht passenden Geschwistern das Transplanat 
nur zu 50 v. H. überlebt. Ursprünglich war die Anwendung der HL-A Anpassung bei nicht ver- 
wandten Paaren ziemlich enttäuschend. Heute jedoch, vor allem in Europa, besteht fast einmütige 
Übereinstimmung, daß HL-A- Anpassung die überlebensrate der verpflanzten Niere wesentlich 
verbessert, selbst wenn die Partner nicht verwandt sind. 

1.3. Auf solcher Basis beruht das Funktionieren der Organaustauschorganisationen. Daß sie wirkungs- 
voll arbeiten, zeigte sich an der überlebensrate der unter ihrer Obhut verpflanzten Nieren, und 
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auch an dem Umstand, daß die Überlebensrate der in diesen Organisationen übertragenen Organe 
um 10-15 V. H. höher liegt als der im internationalen Nierenregister („Weltregister'') angegebene 
Mittelwert. Allgemein gilt, daß jede der oben erwähnten Organisationen eine Liste von 800 oder 
mehr Patienten hat. 

Das reicht, wenn keine Komplikationen vorhanden sind, um jede der zur Verfügung stehenden 
Nieren placieren zu können. Wenn jedoch der Empfänger durch vorherige Bluttransfusionen und 
Transplantationen immunisiert wurde, ist die Zahl der wahrscheinlich HL-A kompatiblen Nieren 
wesentlich eingeschränkt. Diese Listen werden dann zu klein und eine stärkere Internationalisie- 
rung der gemeinsamen Anstrengungen ist notwendig. Das kann am besten durch die Institution 
einer wirklich internationalen europäischen Datei getan werden, die Details enthalten würde über 
alle solche Patienten, die durch vorherige Immunisierung HL-A- Antikörper entwickelt haben. 

In einigen Ländern haben bereits bis zu 40 v. H. der potentiellen Empfänger HL-A- Antikörper 
entwickelt, und die Gesamtzahl wird noch steigen in dem Maße wie die Transplantationen allge- 
meiner angewandt werden. 

Nachuntersuchungen haben ferner ergeben, daß übertragene Nieren besser überleben, wenn 
Spender und Empfänger in Bezug auf drei oder vier Antigene angepaßt sind (sogenannte „Full- 
House " - Anpassung) . 

Es ist daher in Betracht zu ziehen, alle „Full-House" -Empfänger in der Gemeinschaft dieser Auf- 
stellung hinzuzufügen, um sie in die Lage zu versetzen, eine Niere mit einer besseren Anpassungs- 
rate als solche durchschnittlicher Anpassung zu erhalten. 


Vorhandene Einrichtungen 

1.4. Die folgenden Nieren-Austausch-Einrichtungen unter Verwendung von Datenanlagen bestehen in 
der Gemeinschaft: 

— Eurotransplant — Leiden, Holland (seit 1967) 

— Skandiatransplant — Dänemark (seit 1968) 

— Francetransplant — Paris, Frankreich (seit 1969) 

— The Bristol System — Vereinigtes Königreich (seit 1971). 

Diese Zentren stehen allen Benutzern in den Ländern der Gemeinschaft offen. Die Dateneinrich- 
tungen der vier Zentren sind jedoch untereinander verschieden; ihre Wirksamkeit für den Nieren- 
austausch auf internationaler Ebene wird somit wesentlich eingeschränkt. 


„Eurodonor" 

1.5. Die Realisierung internationaler europäischer Bestrebungen zur wirksamen Verwendung des 
Blutes und Knochenmarks von Personen der Art HL-A für eine Therapie mit Blutkomponenten 
(z. B. Leukozyten und Blutplättchen) sowie Knochenmarksübertragungen, wurde 1971 vorge- 
schlagen, gestaltete sich jedoch schwierig. Hierfür wäre eine sehr umfangreiche Datei erforderlich 
gewesen, die die Möglichkeiten der europäischen Organisationen für Organübertragungen über- 
schritt. 

1.6. Ein wirksames Datenverarbeitungssystem (für Aufzeichnung, Aufbereitung, Analyse) stand nicht 
zur Verfügung. Trotz dieser Beschränkungen erkannten die verschiedenen Organisationen die 
Bedeutung einer solchen Datei und erweiterten ihre Daten beträchtlich mit der Antigen-Typisie- 
rung einer großen Anzahl von Personen. Die wirkliche Verwendung dieser Daten war wegen der 
Vielgestaltigkeit des HL-A-Systems sehr gering und die Wahrscheinlichkeit einer völlig gleichen 
Spender-Empfänger-Kombination außerordentlich niedrig. Für das Auffinden einer völlig gleichen 
Kombination ist, besonders bei den selteneren Kombinationen, eine Datei von wenigstens 50 000 
Personentypen erforderlich. Diese Datei muß allen histologischen Laboratorien der Gemeinschaft 
leicht zugänglich sein. Dies setzt ein Datenverarbeitungs- und Strukturierungssystem voraus, das 
in den bestehenden Zentren der Gemeinschaft nicht zur Verfügung steht. 

1.7. Weitere Verwendungsmöglichkeiten eines gemeinsamen Systems 

Ein solches Datenverarbeitungssystem, das den Erfordernissen der Nierenübertragung und des 
„Eurodonor" -Projektes gerecht würde, könnte auch für andere Transplantationen wie Haut-, 
Knochenmarks- und Hornhautübertragungen und in nächster Zukunft Herz-, Lunge- und Leber- 
verpflanzungen Verwendung finden, sobald derartige Therapien sich weiter ausbreiten. 
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2 . Zusammenfassung der Erfordernisse 

2.1. Zur Lösung des Problems einer raschen Anpassung in kürzester Frist ist die Errichtung einer 
zentralisierten Computerdatei mit Verbindungen zu den vorhandenen Computerdateien in den vier 
Mitgliedstaaten (wie oben erwähnt) dringend erforderlich. 

Die Erfordernisse für die Bereitstellung einer solchen Einrichtung können in die folgenden Haupt- 
punkte zusammengefaßt werden: 

2.1.1. Vorkehrung für den Zugriff zu den Daten von 6000 möglichen Empfängern von Nierenüber- 
tragungen 

2.1.2. Vorkehrung für den Zugriff zu den Daten von 50 000 möglichen Blut- und Knochenmarkspendern, 
die auf 10 Millionen Bits geschätzt wird 

2.1.3. Vorkehrung zur Ausweitung der weiteren Verwendung bei Transplantationen, die zusätzliche 
40 Millionen Bits erforderlich machen könnte 

2.1.4. Sichere Verfügbarkeit des Systems wenigstens für die nächsten fünf und besser für die nächsten 
zehn Jahre 

2.1.5. Vorkehrung der Möglichkeit von Benutzerendstellen mit Fernschreibern, mit fernschreib-geeigneten 
Sichtgeräten mit Zugriff zu dem System über das Öffentliche Netz 

2.1.6. Vorkehrung für 10 simultane Benutzer 

2.1.7. Bereitschaftsdienst von 24 Stunden pro Tag, 7 Tage pro Woche. 

3. Vorschlag der Benutzer 

3.1. Die Benutzer schlagen die Schaffung einer unabhängigen Stiftung ohne Gewinnabsicht zur Ver- 
waltung der zentralisierten Datenverarbeitungseinrichtungen vor. Das Programm der Stiftung 
würde ein weites Anwendungsspektrum vor allem des Nierenaustausches und des „Eurodonor" - 
Vorhabens umfassen. Zu einem späteren Zeitpunkt sollen auf fortgesetzter Grundlage andere 
dringende und verwandte Anwendungen, wie die Erfassung von Daten für Blutplättchenanpassung 
zur Verwendung bei den regionalen Zentren in der Gemeinschaft, transplantationsbezogene For- 
schung, wie die Analyse der Folgedaten bei Verpflanzungen, die Analyse der Gewebeverträglich- 
keit bei Verbindungen von HL-A und Krankheiten in Angriff genommen werden. Es wird vorge- 
schlagen, daß die Entwicklung des zentralisierten Systems von der Gemeinschaft finanziert wird, 
wo hingegen die Verantwortlichkeit für die Betreibung und die Systembenutzung der Stiftung 
obliegen soll. Die Gesamtkosten der Entwicklung bei einer einmaligen Finanzierung durch die 
Gemeinschaft werden auf 1360 500 RE veranschlagt; die voraussichtlichen, jährlichen Betriebs- 
kosten von 135 000 RE würden von der europäischen Stiftung aufgebracht (im Rahmen einer Aus- 
weitung des üblichen Belastungsschemas, das bereits bei den vorhandenen Transplantationszentren 
Anwendung findet). Es wird angenommen, daß zu einem späteren Zeitpunkt die Stiftung eine sich 
selbst tragende, unabhängige und lebensfähige Unternehmung sein wird. 

3.2. Die wirtschaftliche Begründung der Finanzierung dieses Vorhabens liegt klar zutage. In etwas 
weniger als zwei Jahren können insbesondere die gesamten Investierungskosten durch die Ein- 
sparungen im laufenden Gesundheitshaushalt der einzelnen Länder, die das System ermöglicht, 
ausgeglichen werden. 

Es folgt eine kritische Darlegung des vorgeschlagenen Projekts. 

4. Inhalt des Vorschlages 

4.1. Die Transplantationsdaten sollen in einer einheitlichen Datei gespeichert werden. Jedoch werden 
Interface-Programme erstellt werden, so daß jeder Teilnehmer Zugang zum System haben kann, 
und zwar für Forschung und Dateienfortschreibung, mit den gleichen Daten und Formaten wie dies 
gegenwärtig auch geschieht. 

Der Hauptvorteil dieser Wahl ist, daß die Antwortzeit verkürzt würde, da die örtlichen Dateien 
nicht befragt werden müßten, und was noch wichtiger ist, kein örtliches Personal zu jeder Tageszeit 
benötigt wird, das Zentralsystem zu stützen. 
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Funktionsweise des Systems 

4.2. Das System muß in der Lage sein, folgende Funktionen zu vollbringen: 

1 . Datenaufbereitung der Hauptdatei und der Empfänger-/Geber-Datei 

2. Auswahl von Geber-/Empfänger-Kombinationen für therapeutische Zwecke 

3. Ermöglichung des Zugriffs für die Forschung 

4. Für „Eurodonor" bedarf es einer Reservierungsprozedur, um sicherzustellen, daß Patienten, 
die eine Mehrfachbehandlung benötigen, diese zur geeigneten Zeit erhalten. 

5. Verwaltung der Informationen 

6. Kostenrückerstattungsverfahren 

7. Datenfernverarbeitung 

8. Dublizierung von Informationen auf getrennte Plattenspeicher 

9. Systemwartung 

Haidwaieeitoideinisse 

4.3. Wenn die Wahl eines autonomen Systems vorgezogen wird, ist folgende Maschinenausrüstung 
notwendig: 

1. Eine Zentraleinheit mit einem Kernspeicher von 128 K. Von diesen 128 K werden 48 K für das 
Operating-System gebraucht werden 

. 2. Ein Steuerpult 

3. Zwei Plattenspeicher, jeder mit einer Kapazität von wenigstens 48 M. Zwei Plattenspeicher 
werden erforderlich, um die Informationen parallel zu duplizieren, um diese zuverlässig und 
sicher zu speichern. 

4. Eine Magnetbandeinheit 

5. Einen Drucker 

6. Ein Lochkartenlesegerät 

7. Ein Papierlochstreifenleser und -drucker 

8. Datenverarbeitungskontrolleinrichtungen und Verbindungsmöglichkeiten für Teletypterminals 
bzw, telecompatiblen VDU-Terminals und Telexterminals 

9. 17 Modems (eines von jedem der vier örtlichen Datenaufbereitungszentren) 

SoftwareerioTdernisse 

4.4. Um die oben erwähnten Funktionen zu verwirklichen, ist es notwendig, ein einfaches Datenbasis^ 
System mit Datenfernverarbeitung zu besitzen. Es reicht, kleine Benutzerprogramme zu entwickeln. 

Unterbringung 

4.5. Die Unterbringung des vorgeschlagenen Computersystems wird während der Systemspezifizie- 
rungsphase bestimmt werden. Die Wahl der Unterbringung wird bestimmt durch 

— die Notwendigkeit (oder nicht) des vorgeschlagenen Systems innerhalb der Räumlichkeiten der 
bestehenden Transplantationsorganisation zu installieren 

— die generelle Möglichkeit und insbesondere den verfügbaren PTT-Dienst (z. B. ob die Telefon- 
verbindungen leicht herzustellen sind oder nicht) 

4.6. — Betriebskosten (Büro, Mieten, Gehälter, generelle Personalkosten, PTT-Gebühren, usw.) 

In Anbetracht dieser letzten Kriterien wird vorgeschlagen, den Standort während der Entwicklung 
des Arbeitsplanes zu wählen. Als möglicher Standort kann im einzelnen in Betracht gezogen 
werden, Eurotransplant (Leiden), Francetransplant (Paris) und als unabhängiger Standort Brüssel. 
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Anhang 2 zu Anlage A 

Studie über die Untersuchung von Informatiksystemen für die Behandlung der Import-Export-Daten 
und der Verwaltung der Organisationen des Agrarmarktes der Gemeinschaft sowie deren 
Finanzkontrolle 

Zusammenfassung: 

Der Vorschlag beinhaltet eine größere und eingehendere Studie zur Bestimmung der genaueren Erforder- 
nisse für einen Gemeinschaftsrahmen, der der Kommission und den Mitgliedsländern erlaubt, ein erfolg- 
reiches Datenverarbeitungssystem zur Bearbeitung von Import-ZExportdaten und verwandter Aspekte 
bezüglich der Bewältigung des Agrarmarktes und seiner Finanzkontrolle zu entwickeln. 

Die Dauer der Studie wird auf 18 Monate veranschlagt. 


1. Einführung 

1.1. Hintergrund 

1.1.1. Eine große Datenmenge über Import/Export und gewisse landwirtschaftliche Transaktionen werden 

zwischen der Kommission und den Mitgliedsländern ausgetauscht. Einige von diesen Daten, z. B. 
landwirtschaftliche Preise, Steuersätze, Einfuhren, die Beschränkungen unterliegen usw. werden 
dringend gebraucht für die Anwendung der Landwirtschafts- und Handelspolitik der Gemeinschaft. 
Andere hingegen, wie die allgemeine Tarifnomenklatur oder Außenhandelsstatistiken, sind mehr 
Routineangelegenheiten. Bislang gab es keine koordinierte oder anerkannte Abwicklung eines 
solchen Datenaustausches. Große Informationsmengen, welche für die Zollverwaltung und die 
gemeinschaftliche Agrarpolitik notwendig sind, werden gegenwärtig durch Briefe oder Fern- 
schreiben übermittelt, die, wenn sie im Bestimmungsland angekommen sind, in der Mehrzahl der 
Fälle erst noch in eine dem lokalen Computer entsprechende Form gebracht werden müssen. 

Nützliche Einsparungen können der Gemeinschaft als Ganzem erwachsen, wenn fortgeschrittene 
Methoden der Datenverarbeitung und -Übertragung in koordinierter Form bei der Kommission 
und den Mitgliedsländern Eingang finden. 

1.1.2. Darüber hinaus sind wesentliche Daten bei Import/Export oder im Agrarbereich nicht rechtzeitig 
oder formgerecht erhältlich für dring ende und wi chtige gemeinschaftspolitische Entscheidungen. 

1.1.3. Die Betrugsbekämpfung ist ein anderer wichtiger Fall, der zu seiner wirksamen Überwachung 
schnell verfügbare Informationen braucht. 

1.1.4. Die Mehrzahl der Mitgliedsländer macht rasche Fortschritte in der Entwicklung ihrer DV-Systeme, 
von denen einige sehr fortgeschritten sind, um die Bedürfnisse ihrer Zollbehörden und statistischen 
Ämter zu befriedigen. Einige Länder bemühen sich auch um die Möglichkeit, Computer in ausge- 
dehntem Maße in der Landwirtschaft einzusetzen. 

1.1.5. Die meisten Mitgliedsländer haben ihr Interesse bekundet, die Möglichkeit für die Anwendung 
fortgeschrittener Methoden der Datenverarbeitung und -Übermittlung mit der Kommission zu unter- 
suchen. Interesse entwickelt sich auch bei einigen Staaten, gewisse standardisierte Formen von 
Import/Exportdaten direkt zwischen sich auf dem EDV-Wege auszutauschen. 

1.1.6. Die Kommission hat die Verpflichtung, ihre eigenen EDV-Methoden in einer Weise zu organisieren, 
die nicht nur ihr sondern auch den Mitgliedsländern Nutzen bringt und sie, soweit möglich, mit den 
verschiedenen in den einzelnen Mitgliedsländern in Gebrauch befindlichen Systemen kompatibel 
sind. 

1.1.7. Verwaltung, Geschäft und Politik haben ein sehr großes Interesse an einer Vereinfachung von 
Import/Export-Prozeduren. 

1.1.8. Mitgliedstaaten und Kommission werden fortfahren, in absehbarer Zukunft ihre eigenen und unab- 
hängigen EDV-Systeme zu entwickeln. Das läßt sich nicht verhindern, aber ein Gesamtgemein- 
schaftsrahmen ist dringend erforderlich, um Gemeinschaftsanforderungen auf bestmöglichste Weise 
in die neuen Systeme einpassen zu können. 

1.2. Arbeiten, die in der Kommission ausgeführt werden 
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1.2.1. Im Lichte der oben geschilderten Situation hat die Kommission von zwei unabhängigen Beratern 
zwei miteinander verbundene vorläufige Übersichtsstudien anfertigen lassen, die gegenwärtig fast 
vollendet sind. Die erste befaßt sich mit einem Strategieentwurf für die Entwicklung eines Gemein- 
schafts-lmport/Export-Informationssystems und die zweite, spezifischere, mit der Untersuchung, wie 
Computer effektvoller in der Anwendung und dem Management der Agrarpolitik der Gemein- 
schaft und ihrer Finanzkontrolle eingesetzt werden können. 

1.2.2. Diese Übersichtsstudien, deren Ergebnis gerade bekannt wurde, werden vermutlich den dringenden 
Bedarf für einen Gemeinschaftsrahmen auf dem Import/Export- und Agrarsektor unterstreichen 
und sie werden in einigen Details die dafür notwendigen Schritte sowie daran anzubringende kurz- 
bis mittelfristige Verbesserungen angeben. 

1.3. Zukünftige Aktionen 

1.3.1. Die Notwendigkeit, ein System zur Ermittlung der kurz- bis mittelfristigen Erfordernisse zu ent- 
wickeln ist so groß, daß die entsprechenden Arbeiten in der Kommission und den Mitgliedsländern 
in bezug auf den Datenaustausch beim Import/Export und beim Agrarmarkt und seiner Finanz- 
kontrolle, so rasch wie möglich vorangetrieben werden sollten. Es ist daher vorgesehen, geeignete 
kurz- bis mittelfristige Maßnahmen zu unternehmen. 

1.3.2. Um langfristige Erfordernisse zu ermitteln und um einen Gemeinschaftsrahmen für koordinierte 
und kompatible Systementwicklung aufzustellen, ist eine detaillierte Studie über die weiter- 
gehenden Bedürfnisse der Kommission und eines jeden der Mitgliedsländer erforderlich. Umfang 
und technischer Charakter dieser Arbeit ist so, daß die normale Ausschußmaschinerie der Gemein- 
schaft durch eine Studie der oben beschriebenen Art unterstützt werden muß. Die Ergebnisse der 
Übersichtsstudie werden bei der Orientierung der Endstudie helfen. 

2. Inhalt des Vorschlages 

2.1. Unter Verwendung der in der Übersichtsstudie angesammelten Informationen wird die langfristige 
Studie die folgenden Gebiete in jedem Mitgliedsland und der Kommission umfassen. Detaillierte 
Studienspezifikationen werden später durch das technische Benutzerkomitee und den Projektleiter 
ausgearbeitet werden. 

2.1.1. Ein Inventar der Grundfunktionen oder Untersysteme von DV-Systemen, die bei der Kommission 
und in den Mitgliedsländern verwendet oder geplant sind (z. B. Währungsumstellung, Zollabgabe- 
berechnungen, Tarifkontingente usw.). 

2.1.2. Informationen, die zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission übermittelt werden sollen. 

2.1.3. Auf der Grundlage von 2.1.1. und 2.1.2. die notwendigen Elemente eines Gemeinschaftssystems 
für Import/Export und Management des Agrarmarktes und seiner Finanzkontrolle (Flexibilität und 
Sicherheit wären die Schlüsselpunkte eines solchen Systems). 

2.1.4. Prioritäten bei der Verwirklichung dieser Elemente 

2.1.5. Daten, die wahrscheinlicherweise mit Drittländern und anderen Partnern (wie z. B. Luftfahrt- 
gesellschaften) ausgetauscht werden. 

2.1.6. Systemspezifizierungen : 

— • Inhalt, Fahrplan und Umfang von Ein- und Ausgabedaten 
— Typ und Inhalt der Datenfiles 
— Datenverarbeitung 
— Datenaustausch 
— Interfaces und Zwischenglieder 

— Anforderungen an Zuverlässigkeit, Sicherheit und Zugänglichkeit 
— ■ Verantwortlichkeit und Finanzkontrolle 
— • Codes und Standards 

2.1.7. Skizzierung von Alternativstrategien als Grundlage für Empfehlungen für einen Gemeinschafts- 
gesamtrahmen zur Entwicklung eines DV-Systems für Import/Export und Landwirtschaft inclusive 
deren Finanzkontrolle. 
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2.1.8. Zeittabelle für die Entwicklung dieses Gemeinschaftssystems und daraus resultierende Probleme. 

2.1.9. Möglichkeiten für arbeitsteilige Entwicklung, z. B. eines Systems von Computer- typ-setting für den 
Zolltarif und allgemeine Software. 

2.1.10. Entscheidungsempfehlungen, die für den Start des Import/Export- und Agrarsystems der Gemein- 
schaft notwendig sind. 

2.1.11. Kosten, Nutzen und andere Implikationen. 

2.1.12. Jede andere Erwägung im Sinne dieser Studie, die auf Vorschlag des technischen Ausschusses der 
Benutzer berücksichtigt werden soll und die sich auf die Übersichtsstudie stützt, sowie auf die 
Erfahrungen des Ausschusses (besonders auf die kurz- und mittelfristigen Aktionen) sowie auf die 
Gemeinschaftserfordernisse. 
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Anhang 3 zu Anlage A 

Bedarfsstudie für ein System für die Rechtsdokumentationsrecherche in der Gemeinschaft 
Zusammenfassung des Projekts 

Dieses Projekt beinhaltet eine eingehende Untersuchung des Bedarfs in den Mitgliedstaaten und bei den 

Organen der Gemeinschaft mit dem Ziel, einen allgemeinen Rahmen für die Entwicklung von Dokumen- 
tationssystemen in gemeinschaftsweitem Maßstab aufzuzeigen. 

Der Zeitaufwand für das Projekt wird auf 18 Monate geschätzt. 

1. Einführung 

1.1. Das Gemeinschaftsrecht ist eine Neuentwicklung, die mit der Gründung der Europäischen Gemein- 
schaften zusammenhängt. Die Anwendung dieses Rechts mit seinen Auswirkungen in den Mitglied- 
staaten bringt neue Aspekte für die öffentliche Verwaltung, Universitäten, Anwälte sowie für 
andere wichtige Benutzer wie Büchereien und Firmen. Jedes Mitgliedsland muß daher schnell und 
sorgfältig informiert werden über die Auswirkungen von Gemeinschaftsbestimmungen in seinem 
Bereich. Schneller Zugriff zu den entsprechenden Informationen in der gewünschten Sprache und 
in geeigneter Form ist zur dringenden Notwendigkeit für die Benutzer in den Mitgliedsländern 
geworden. 

1.2. In Anbetracht der raschen Entwicklung des Gemeinschaftsrechts hat sich die manuelle Aufarbeitung 
dieser Information als unmöglich erwiesen. Ein Zuwachs 4000 neuer, von den Gemeinschaftsorganen 
verabschiedeter Texte im Jahre 1973 zu den bereits vorhandenen 25 000 Texten beleuchtet das 
Problem. Die reguläre Aufarbeitung von Neuzugängen zur Sammlung der Rechtsakte durch das 
Sekretariat des Ministerrats wurde als undurchführbar aufgegeben. 

1 .3. Dieses Problem stellt sich nicht nur den Gemeinschaftsorganen, sondern auch allen Mitgliedstaaten, 
und die dringende Notwendigkeit eines gemeinsamen Systems gilt unmittelbar auch für die 
Gemeinschaft. 

Die zeitgerechte Verteilung von Gemeinschaftsrechtsinformationen in geeigneter Form und Sprache 
ist keinesfalls eine leichte Aufgabe. Das Sprachenproblem bringt spezielle Schwierigkeiten in 
Gebieten wie dem der Rechtspflege. 

1.4. In Kenntnis dieser enormen und dringenden Probleme hat das Europäische Parlament eine Resolu- 
tion verabschiedet (Nr. 38, Juni 1974), die den Rat auffordert, seine Bemühungen in bezug auf die 
Informationsverbreitung in der Gemeinschaft in direkter Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Gerichtshof zu intensivieren. 

Aktivität der Kommission und der Mitgliedstaaten 

1.5. Die Kommission hat in momentaner Zusammenarbeit mit den anderen Institutionen ein begrenztes 
Computer-System für die Rechtsdokumentationsrecherche (CELEX) aufgebaut, das in erster Linie 
den Bedarf der Gemeinschaftsorgane erfüllt. Der Volltext wird nur in einer Sprache gespeichert, 
doch werden die Titel und Sachregister in mehreren Sprachen der Gemeinschaft gespeichert. Der 
Direktzugriff zu diesem System und seinen Daten ist auf die Dienststellen der Institutionen 
begrenzt. 

1.6. Inzwischen ist man in einigen Mitgliedstaaten daran gegangen, ein nationales System zur Informa- 
tionsverarbeitung von Gesetzgebung und/oder Rechtsprechung zu entwickeln. 

Bedarf 

1.7. Den dringenden Notwendigkeiten entsprechend und um das Gemeinschaftsrecht besser zu ver- 
breiten, ist es angeraten, Studien und Arbeiten vorzunehmen, die es erlauben werden, die dies- 
bezüglichen Daten den Benutzern aller Mitgliedstaaten zugänglich zu machen. 

1.8. Wenngleich die Struktur von Gesetzgebung und Rechtspflege in jedem Mitgliedstaat verschieden 
ist, lassen es die zunehmende Integration der europäischen Wirtschaften, die Rechtsangleichung 
und die wachsende Verflechtung zwischen nationalem Recht und Gemeinschaftsrecht geraten erschei- 
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nen, gemeinsame Normen festzulegen und die Kompatibilität zwischen den nationalen Systemen 
und dem Gemeinschaftssystem herzustellen, vor allem in bezug auf Datenstruktur und Daten- 
zugriff. Auf lange Sicht sollte ein gemeinschaftsweites Verbundnetz für die Rechtsdokumentation 
unter weitgehendem Einsatz moderner Datenverarbeitungstechniken eingerichtet werden. 

1.9. Die Justizminister haben auf der Ratstagung vom 26. November 1974 eine Entschließung verab- 
schiedet, in der u. a. auf die Notwendigkeit der Schaffung eines interinstitutionellen Rechtsinfor- 
matiksystems hingewiesen wird; die Minister haben beschlossen, eine Arbeitsgruppe einzusetzen, 
die dem Ausschuß der Ständigen Vertreter einen ersten Bericht übermitteln soll. 

1.10. In der Entschließung wird ferner zur Kenntnis genommen, daß die Kommission Vorschläge in 
diesem Sinne vorzulegen beabsichtigt. Nach Ansicht der Kommission wird es wesentlich sein, daß 
sich die Arbeitsgruppe des Rates auf eine systematische Untersuchung der EDV-Aspekte des Pro- 
blems sowie des Bedarfs in den Mitgliedstaaten stützen kann; eine solche Studie kann der Arbeits- 
gruppe zu gegebener Zeit die Grundlage für Aktionsvorschläge liefern. Der Technische Ausschuß 
der Benutzer wird eingeschaltet, um die Arbeitsgruppe des Rates hinsichtlich der technischen 
Aspekte der Studien und Vorschläge zu unterstützen. 


2. Inhalt des Projekts 

Tiefenstudie über den Bedarf 

2.1. Diese Entwicklungsstudie auf dem Gebiet der Recbtsdokumentation der Gemeinschaft soll folgende 
Aufgaben berücksichtigen: 

2.1.1. — Bestandsaufnahme der Datenverarbeitungssysteme oder sonstigen Systeme, die in den Rechts- 

dokumentationszentren der Mitgliedsländer verwendet werden; Pläne für künftige Entwick- 
lungen; 

2.1.2. — Erkundung und Analyse des Bedarfs der Benutzer (Institutionen, staatliche Stellen, gewerbliche 

Dienste und dgl.) in bezug auf Information, Inhalt, Form der Darstellung usw.; 

2.1.3. — - Erfassung und systematische Synthese der Informationen über bestehende technische Normen 

und Dokumentationsstandards für den Austausch von Dateien und selektiver Information auf 
europäischer und internationaler Ebene als Grundlage für gemeinsame Normen; 

2.1.4. — Vorschlag für ein Langzeitentwicklungsprogramm im Hinblick auf den schrittweisen Aufbau 

eines gemeinschaftsweiten Verbundsystems mit Zugriff in den Mitgliedstaaten; dabei sind 
alternative Techniken und die jeweils erwarteten Auswirkungen zu beschreiben; sofern sich die 
Errichtung eines Netzes als notwendig erweist, ist bei der Planung seiner technischen Merkmale 
zu erwägen, ob die von Gemeinschaftseinrichtungen geförderten Netze wie EURONET und 
COST 11 benutzt werden können; 

2.1.5. — Auf Testarbeiten basierende Empfehlungen für die Entwicklung einer anwendungsorientierten 

und bedarfsgerechten Software. Diese Software könnte einen weiteren Anwendungsbereich als 
das Projekt selbst haben; 

2.1.6. — Ausarbeitung spezifischer Vorschläge für eine stufenweise Entwicklung der Systeme in der 

Gemeinschaft, mit Kostenschätzungen und Zeitplänen für jede Phase. 

2.2. Diese Vorschläge könnten auch vorsehen, daß das spezifische System der Kommission erweitert 
und ausgebaut wird, um einem umfangreicheren Bedarf der Gemeinschaft in allen Amtssprachen 
zu entsprechen und der einschlägigen technischen Entwicklung in den Mitgliedstaaten Rechnung zu 
tragen, damit ein effektiver Zugang zum Gemeinschaftsrecht gewährleistet wird. 

3. Zusätzliche Maßnahmen der Kommission 

über die hier beschriebene Entwicklungsstudie hinaus ist ein Ausbau des derzeitigen Rechts- 
informationssystems der Kommission erforderlich, damit die Texte in die verschiedenen Sprachen 
der Gemeinschaft übersetzt und auf geeignete Datenträger (z. B. Magnetband) zur schnellen Ver- 
teilung an die Mitgliedstaaten übertragen werden. Damit würden praktische Erfahrungen gewonnen 
für die weitere Entwicklung eines größeren Systems. 
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Anhang 4 zu Anlage A 

Untersuchung der erforderlichen Systeme für die Echtzeit-Datenverarbeitung 
bei der Luftverkehrskontroiie (ATC) in den achtziger Jahren 

Zusammenfassung 

Im Rahmen der Studie soll ermittelt werden, ob die Festlegung von Spezifikationen im Hinblick auf den 
Ersatz der Datenverarbeitungssysteme für die Luftverkehrskontrolle im Jahre 1980 vertretbar und prakti- 
kabel ist. Das Vorhaben gliedert sich in eine gemeinschaftliche EDV-Politik ein und zielt darauf ab, den 
künftigen Anforderungen an die Datenverarbeitung für die Zwecke der ATC in Europa zu entsprechen und 
der europäischen Industrie auf diese Weise einen Kapazitätsausbau zu ermöglichen. 

Der Zeitaufwand für das Projekt wird auf 18 Monate geschätzt. 

1. Einleitung 

1.1. Die meisten der für die Luftverkehrskontrolle in Europa zuständigen Verwaltungen beabsichtigen, 
ihre wichtigsten EDV-Anlagen für die ATC in der zweiten Hälfte des Jahres 1980 zu ersetzen. Bis 
dahin müssen die Leistungseigenschaften der vorhandenen Systeme ständig verbessert werden, 
damit den immer höheren Anforderungen der Luftverkehrskontrolle entsprochen werden kann. 
Die heutigen Systeme sind das Ergebnis einer Vielzahl von Entwicklungen, die sich über die ver- 
gangenen fünfzehn Jahre erstreckt haben, was sowohl die Komplexität der Anforderungen als auch 
die Notwendigkeit kontinuierlicher Planungs- und Entwicklungsarbeiten veranschaulicht, 

1.2. Der Wandel der Technologie und der Verkehrsbedingungen wird beträchtliche Änderungen in 
der Konzeption der künftigen ATC-Systeme zur Folge haben. Deshalb ist mit einem verstärkten 
Einsatz fortgeschrittener Datenverarbeitungstechniken zu rechnen, wobei die Forderungen nach 
höherer Zuverlässigkeit, kürzeren Rechenzeiten, verbesserter Wirksamkeit, Flexibilität und Expan- 
sionsmöglichkeiten gehen werden, 

1.3. Im Hinblick auf die absehbaren Änderungen in der Art des EDV-Bedarfs ziehen einige europäische 
Verwaltungen bereits für eigene Rechnung Studien zur Verbesserung und zum Ausbau der vor- 
handenen Systeme und Untersysteme in Betracht, damit diese auf dem neuesten Stand gehalten 
werden und den Erfordernissen des Jahres 1980 gewachsen sind, 

1.4. Die Entwicklung von Datenverarbeitungssystemen für die Luftverkehrskontrolle erfordert beträcht- 
liche Investitionen, die nur wenige Länder in der Welt aus eigenen Mitteln bestreiten können. 
Ein gemeinsamer Ansatz auf europäischer Ebene bei der Entwicklung der nächsten Geräte-Genera- 
tion dürfte Einsparungen ermöglichen. Außerdem ließe sich eine höhere betriebliche Effizienz 
erzielen, wenn ein homogeneres europäisches System nach Maßgabe des erheblichen Umfangs 
der Datenübertragung in Europa und des vorwiegend internationalen Charakters der Bedürfnisse 
entwickelt würde. 

1.5. Eine gemeinsame Studie ist daher sowohl für die Verwaltungen der Mitgliedstaaten als auch für 
die europäischen Organisationen (Eurocontrol) von Vorteil. Im Rahmen der gemeinschaftlichen 
EDV-Politik ist es in hohem Maße wünschenswert, daß die europäische Industrie an einem solchen 
Vorhaben mitwirkt und/oder daraus Nutzen zieht. Sie könnte auf diese Weise ihre Erfahrung und 
ihre Fähigkeiten im Bereich der fortgeschrittenen EDV-Techniken erheblich vergrößern und auch 
die Rolle bestimmen, die sie bei der Bewältigung der ATC-Erfordernisse schließlich übernehmen 
kann. Als Ergebnis der Studie kann die Entwicklung bestimmter Module oder Untersysteme unter- 
nommen werden. Diese könnten für die ATC-Datenverarbeitungssysteme verwendet, mit den 
entsprechenden Änderungen aber auch für umfangreichere Zwecke eingesetzt werden. Es ist aber 
auch denkbar, daß für andere Bereiche als die Luftverkehrskontrolle entwickelte Untersysteme so 
angepaßt werden, daß sie für den Ersatz der ÄTC-Systeme im Jahre 1980 in Betracht kommen. 

Gegenstand der Studie 

1.6. Eine erste Studie ist - als erster Äbschnitt ~ erforderlich, um festzustellen, ob es praktikabel und 
vertretbar ist, bei Äbschluß der Studie die Spezifikationen eines mit europäischen Äusrüstungen 
und Kenntnissen durchführbaren Projekts für den Ersatz der vorhandenen ÄTC-Datenverarbei- 
tungssysteme festzulegen. Da die im Bereich der EDV am weitesten fortgeschrittenen Konzepte, 
Techniken und Kenntnisse im Spiele sind, könnte der „Fall-out" für die Industrie anderer Zweige 
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dieses Marktbereichs von großem Nutzen sein. Als Ergebnis des Vorhabens können weitere 
Studiengebiete und spezifische Entwicfclungssektoren, wobei es sich z. B. um Untersysteme handeln 
kann, identifiziert werden. Alle weiteren Studien oder Entwicklungstätigkeiten würden jedodi 
neue Beschlüsse erfordern, die auf den Ergebnissen der ersten Studie basieren müßten. 

1.7. Im Rahmen des vorliegenden Projekts wäre das Augenmerk in erster Linie auf die Bedürfnisse 
der ATC-Datenverarbeitungssysteme in ihrer Gesamtheit und auf den Ersatz der Zentraleinheiten 
zu richten. Die Planung der Studie dürfte einen hinreichend elastischen Ansatz gestatten, so daß 
eine Verbindung sowohl mit den vorhandenen Untersystemen als auch mit den künftigen Unter- 
systemen möglich ist, die in der Zeit der Entwicklung des Hauptsystems die verbesserten Anlagen 
darstellen könnten. Im Rahmen der Studie wären somit die möglichen Entwicklungen von Unter- 
systemen, die einen signifikanten Einfluß auf die Planung des zentralen Systems haben können, zu 
berücksichtigen. 

2. Inhalt des Projektes 

Ein Ausschuß wird das detaillierte Programm der Studie im weiten Sinne festlegen (siehe Punkt 4 
„Arbeitsmethoden"); die allgemeinen Ziele und die Leitung der Studie sind nachstehend behandelt: 

2.1. Beurteilung der vorhandenen und der geplanten Systeme nach Maßgabe der jeweils zu erfüllenden 
Funktionen und Bestimmung der Gebiete, auf denen Verbesserungen notwendig sind. Beurteilung 
der in Gang befindlichen Entwicklungen und der auf Weltebene absehbaren Tendenzen in der 
Gestaltung von EDV-Systemen für die Luftverkehrskontrolle, Beurteilung der Systemkomponenten 
und Techniken, die sich auf die Architektur des endgültigen Zentralsystems auswirken könnten, 
wobei die Ausrichtung der Entwicklungsarbeiten im Bereich der Echtzeitkonzepte und -techniken 
speziell zu berücksichtigen ist. Prüfung und Beurteilung der Tendenzen im Bereich der Technologie 
der Echtzeit-Datenverarbeitungssysteme und Erfassung der funktionellen Anforderungen an EDV- 
Sy Sterne für die Luftverkehrskontrolle. 

2.2. Ausgehend von den möglichen Eigenschaften der künftigen Umwelt der Luftverkehrskontrolle, 
die sich aus den Bedürfnissen der Benutzer ergeben, sind die Funktionen der zentralen Systeme, 
ihre Wechselwirkungen mit den peripheren Untersystemen und ihr Einfluß auf die Umgebungs- 
bedingungen aller Datenverarbeitungssysteme zu identifizieren, u. a.: 

2.2.1. — die Erfordernisse einer Datenbank, ihre signifikanten Parameter (Größe, Wartung usw.) und 

die darauf einwirkenden äußeren Faktoren wie der automatische Datenaustausch Boden/Boden 
und Luft/Boden, die Radar-Datenübertragungssysteme, die Probleme im Zusammenhang mit 
der Verbundschaltung mehrerer Systeme; 

2.2.2. — Rolle der Funktionen der außerhalb der Datenbank befindlichen Untersysteme (Hardware und 

Software) und ihr Einfluß auf die Gesamtkonzeption und die Struktur des Systems (Art der 
erforderlichen Schnittstellen, Software- oder Hardware-Lösungen, spezielle Software-Funktionen 
usw.). Als Beispiele für Untersysteme sind zu nennen: 

— Sichtgeräte und Peripheriegeräte für Eingaben, 

— Schnittstellenausrüstung für spezielle Zwecke, 

— Programme für die Voraussage und die Lösung von Konflikten, 

— Programme für die Radar-Beobachtung, Programme für die Sichtanzeige von Arbeitsdaten. 

2.3. Ausblick auf signifikante Änderungen im Bereich der Hardware oder Software, die eine Spezial- 
untersuchung im Hinblick auf die Möglichkeiten ihrer Nutzung für die künftigen Systeme der Luft- 
verkehrskontrolle erfordern können. Zum Beispiel Auswirkung kostengünstiger Speicher sehr 
großer Kapazität, pannenunempfindliche Systeme und Systeme mit der Fähigkeit zur Selbst- 
diagnose und Selbstheilung usw. 

2.4. Prüfung und Beurteilung des Entwicklungs- und Produktionspotentials (Hardware und Software) 
der europäischen Industrie; Beantwortung der Frage, ob diese Industrie fähig ist, den künftigen 
EDV-Bedarf mit vorhandenen oder zu entwickelnden Produkten oder Konzepten zu decken, wobei 
insbesondere die spezifischen Lücken oder die schwachen Stellen der Technologie oder der Kapazität 
aufzuzeigen sind. 

2.5. Beschreibung und Beurteilung alternativer Strategien für das Vorgehen im Bereich der Systeme 
(zum Beispiel zentralisiertes oder nicht zentralisiertes System usw.), wobei verschiedene Optionen 
im Hinblick auf die erwarteten Entwicklungen auf Weltebene und die absehbare Kapazität der 
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europäischen Technologie zu beschreiben sind. Für die künftigen Arbeiten des Studien- und des 
Entwicklungsabschnitts, die zu den endgültigen Spezifikationen der Ersatzsysteme führen sollen, 
ist ein geeigneter Rahmen zu empfehlen. 

2.6. Durchführung aller weiteren allgemeinen Untersuchungen im Rahmen der Studie und im Zusam- 
menhang mit deren Zielsetzung, die der Technische Ausschuß der Benutzer aufgrund seiner Erfah- 
rung oder der Bedürfnisse in Europa Vorschlägen kann. 

3. Arbeitsmethode 

3.1. Mit der Studie wäre eine Gruppe hochqualifizierter Fachleute zu betrauen, die ein breites Spektrum 
europäischer Industriekompetenz und einschlägiger Erfahrung vertreten. Der Studienvertrag würde 
aufgrund einer Ausschreibung vergeben werden. 

3.2. Die Kommission würde einen Projektleiter für die Abwicklung des Studienvertrages benennen. 
Dabei müßte es sich um eine Persönlichkeit handeln, die Erfahrung im Spitzenbereich der EDV 
besitzt und möglichst auch mit den Kreisen der Luftverkehrskontrolle vertraut ist. Dem Projekt- 
leiter würde ein Fachausschuß zur Seite stehen, der aus fachlichen Vertretern der Luftverkehrs- 
kontrollstellen von Eurocontrol zu bilden wäre. Ferner müßten die einschlägigen technischen 
Dienste der Mitgliedstaaten und auch der Luftverkehrskontrollstellen dem Projektleiter zur Be- 
ratung in speziellen Fragen zur Verfügung stehen, damit ein angemessen hohes technisches Niveau 
gewahrt bleibt. 
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Anhang 5 zu Anlage A 

Entwicklungsstudien für Rechnerunterstütztes technisches Entwerfen (CAD) 

Vorschlag (Zusammenfassung): 

Der Vorschlag betrifft zwei getrennte Entwicklungs Studien auf zwei spezifischen Schlüsselgebieten der 
Forschung für Rechnerunterstütztes technisches Entwerfen. Gegenstand der Studien sind Definition und 
Abschätzung des wirtschaftlichen Nutzens auf den beiden Schlüsselgebieten des Entwurfs logischer Schalt- 
kreise und des integrierten System-Managements, sowie die Ausarbeitung von Spezifikationen, die Gegen- 
stand späterer Entwicklungen sein können. 

Die Dauer der Studie ist auf 12 Monate angesetzt. 

Studie Nr. 1: 

Gegenstand: Studie Definition und Entwicklung von CAD- Verfahren für logische Schaltkreise 

1. Einführung: 

1.1.1. Mit der Erhöhung der Kapital- und Lohnkosten verstärkt sidi der Trend zu höher entwickelten 
automatisierten Einrichtungen. Das Erfordernis höherer Genauigkeit und strengerer Kontrolle 
solcher immer komplizierter werdenden Einrichtungen läßt den Gebrauch digitaler logischer 
Systeme schnell anwachsen. 

1.1.2. Der Entwurf solcher logischen Systeme kann in folgende Aktivitäten unterteilt werden: 

— Formulierung des zugrunde liegenden logischen Problems. 

— Entwicklung eines definitiven Systementwurfs. 

— Simulierung des Systementwurfs. 

— Durchführung und Optimalisierung des Systementwurfs in einer speziellen Technologie. 

— Erarbeitung von Entwurfsmitteln und Arbeitsplänen für die Hardware-Produktion des Systems. 

In den ersten beiden dieser Gebiete ist die Anwendung von Entwurfshilfen nicht ausgenutzt. Da- 
gegen scheint ihre Verwertung bei der Simulation und der Optimalisierung angezeigt, 

1.1.3. Der Konstrukteur sieht sich mit einer immer größeren Zahl von zusätzlich angebotenen Techniken 
konfrontiert, mit höheren Geschwindigkeiten und größerer Komplexität der Logikpakete. Trotzdem 
sind die allgemein erhältlichen Mittel zur Unterstützung der Entwurfsstrategie minimal, obwohl 
die zu entwerfenden Systeme immer umfangreicher und komplizierter werden. Der Konstrukteur 
muß sich auf seine Erfahrung und Intuition verlassen, jedoch mit dem Resultat, daß es schwierig 
wird, die Systeme voll zu analysieren und zu testen. Daher sind Anstrengungen auf diesem Gebiet 
der Simulation und der Erzeugung von Testschemata ein Versuch, übersichtliche Entwürfe herzu- 
stellen, 

) 

1.1.4. Formale Entwurf stechniken werden schon seit Jahren in der Literatur behandelt und es gibt welche, 
die zu logischen Systemen von streng voraussagbaren Verhalten führen. Diese Methoden können 
jedoch nur auf Papierentwürfe einfacher Art angewandt werden. Was fehlt, sind Computerhilfen, 
die diese Verfahren auf größere in der Praxis vorkommende Schaltkreise auszudehnen gestatten. 
Es kann als sicher gelten, daß solche allgemeineren Computerhilfen die Simulations- und Test- 
probleme wesentlich vereinfachen. 

1.1.5. Selten genug ist der Konstrukteur eines logischen Kontrollsystems gleichzeitig auch der Konstruk- 
teur des Systems, das damit kontrolliert werden soll. Es ist unwahrscheinlich, daß der verantwort- 
liche Konstrukteur z. B. der technischen Entwicklungen einer automatisierten Lagerhaltung gleich- 
zeitig auch die Hard- und Software der zugehörigen Logik entwirft. Es ergibt sich daher das 
Problem der Kommunikation zwischen den beiden Gruppen von Konstrukteuren, das eng verknüpft 
ist mit der Logik-Konstruktion selbst. Eine eindeutige Beschreibung, wie sich ein System verhalten 
soll, ist genau so schwierig - und oft ist es auch dasselbe Problem - wie der Logik-Entwurf selbst. 
Es besteht daher eine ganz reale Notwendigkeit für eine hochentwickelte logische Beschreibungs- 
sprache, die den Konstrukteuren von Logik und Mechanik ein eindeutiges Verständigungsmittel 
liefert und dem letzteren erlaubt, am Logikentwurf mitzuarbeiten, was unbedingt notwendig ist, 
um ein Fiasco zu vermeiden. 
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Problemzusammenfassung 

1.1.6. Die grundlegenden logischen Prozesse, die für die spezifischen Kontroll- und Monitorprobleme 
komplexer Systeme notwendig sind, sind schwierig zu formulieren und Computerhilfen sind not- 
wendig, um sowohl diese Prozesse als auch den eng damit verbundenen Entwurf des Systems selbst 
verbessern zu können. Gegenwärtig klafft eine Lücke zwischen der zugrunde liegenden Logik, dem 
Papierentwurf, der simuliert werden kann und dem Prototyp auf bau, der einem Test unterworfen 
werden kann. Es ist der Mangel an Hilfsmitteln im Entwurfs Stadium, der aufwendige Simulations- 
und Testprozeduren notwendig macht, die die Ausführung bestenfalls teilweise vorherzusagen 
gestatten. 

Problemlösung 

1.1.7. Eine einfache Antwort ist, Entwurfshilfen zu schaffen. Es wäre jedoch unangebracht, dies in einem 
Schritt tun zu wollen. Ein Großteil der Arbeit wird z. Z. in Europa und den USA unternommen, 
mit dem Ziel, durch Formalisierung der Logikkonstruktion die Integrität zu verbessern. Es bleiben 
jedoch Probleme und es herrscht zweifellos unter den Konstrukteuren ein gewisser Skeptizismus, 
ob dies überhaupt erreichbar sei. Daher soll die Lösung eine Tiefenstudie der verfügbaren Tech- 
niken sein, eine Weiterentwicklung der bereits in Gebrauch befindlichen, sowie eine Meinungs- 
umfrage bei einer repräsentativeren Zahl von Konstrukteuren. Das abschließende Ziel der Studie 
sollte eine Empfehlung sein, wie eine künftige Entwicklung fortzuführen sei, sofern sie als wün- 
schenswert erachtet wird. 

1.2. Inhalt des Studienvorschlags Nr. 1 

Die Studie soll die folgenden Bereiche in Betracht ziehen: 

1.2.1. — Identifizierungs- und Entwicklungsarbeiten an logischen Entwurfshilfen in Industrie, Universi- 

täten und Forschungszentren. 

1.2.2. — Liste aller in Gebrauch oder Entwicklung stehenden Software sowie der Versuch ihrer qualita- 

tiven Bewertung (Unter Einbeziehung der repräsentativen europäischen Industrieorganisa- 
tionen). 

1.2.3. — Versuch einer Identifizierung von Lücken in der Softwareentwicklung. 

1.2.4. — Gutachten zur Übertragbarkeit von Software. 

1.2.5. — Problemidentifizierung der Schnittstellenanpassung von design packages mit existierenden und 

gut eingeführten packages für den chip design, PCB und dünne/dicke Filme sowie bei Simulation 

und Optimierung. 

1.2.6. — Prüfung der zur Untersuchung solcher Systeme und ihrer Kommunikationsschnittstellen not- 

wendigen Hierarchie der Hardware. 

1.2.7. — Ausarbeitung des durch den Gebrauch solcher Techniken erreichten wirtschaftlichen Umsatzes, 

sofern sie schon existieren. 

1.2.8. — Prüfung der möglichen Datenstrukturen. 

1.2.9. — Empfehlenswerte künftige Arbeiten sowie der wahrscheinlich eintretende Nutzen. 

1.2.10. — Ausarbeitung ökonomischer Faktoren wie der folgenden: 

Obwohl es der Zweck der Studie ist, die Lebensfähigkeit von Computerhilfen für den Logik- 
konstrukteur zu untersuchen, wäre es nichtsdestoweniger unrealistisch, dies vorzuschlagen, es 
sei denn, man vertraute darauf, daß der Boden für die Entwicklung solcher Hilfsmittel existiere. 
Der wirtschaftliche Nutzen aus der Anwendung von CAD auf den Logic-design könnte sehr hoch 
sein. Entwurf und Ausführung eines synchronen Logicsystems für Ubertragungskanäle, Werk- 
zeugmaschinen etc., kann mit den gegenwärtig üblichen Methoden Jahre in Anspruch nehmen. 
CAD könnte diese Zeit auf Monate oder weniger reduzieren. Darüber hinaus würde die Gesamt- 
konstruktion ein zuverlässigeres und nahezu optimales Resultat liefern, die zudem noch die Kosten 
für den Unterhalt sowie durch Ausfallzeiten reduziert. Die Gewinne könnten in die Millionen von 
RE gehen. Aber natürlich bleibt es Gegenstand der Studie, die genauere Höhe abzuschätzen. 

1.2.11. Der wirtschaftliche Nutzen der Zusammenarbeit über die Studie hinaus beruht auf der Vermeidung 
von Doppelarbeit und den Verständigungsproblemen durch die Sprachbarrieren, sowie auf einer 
ausgedehnten und ausgewogenen Betrachtungsweise. 
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Studie Nr. 2: 

Gegenstand: Studie über Entwurfssysteme auf Computerbasis und ihre Verbindung zu Produktionsmanage- 
mentsystemen 

2.1. Einführung 

Problemformulierung 

2.1.1. Der Gebrauch von Komputertechniken wächst schnell in allen Ingenieurdisziplinen. In einigen 
Gebieten ist die Anwendung weiter verbreitet als in anderen, vor allem im Konstruktionswesen. 
Dort gibt es eine große Zahl individueller Analysen- und Entwurfsprogramme wohingegen im 
Maschinenbau nur sporadisch Gebrauch gemacht wird von großen Analysenprogrammen wie z. B. 
die Methode der finiten Elemente. Der gegenwärtige Trend auf all diesen Gebieten ist über die 
individuelle Computeranwendung hinaus gerichtet. Statt dessen betrachtet man den gesamten 
Entstehungsprozeß von Anfang über die Konstruktion zur Herstellung. 

2.1.2. In der mechanischen Industrie wurde erkannt, daß der Nutzen durch Computer von Anwendungen 
herrührt, die Fabrikation, Lagerkontrolle usw. umfassen, 

2.1.3. Im Konstruktionswesen besteht der Wunsch nach Integration von Anwendungen, die durch Com- 
puterverwendung vereinfacht werden wie auch nach einer schrittweisen Annäherung an Integra- 
tionen aller an den Konstruktionsprozeß gebundenen Disziplinen. Wie im Maschinenbau ist es 
auch hier der eigentliche Herstellungsprozeß, der im Rahmen des Gesamtprozesses für wirtschaft- 
liche Nutzung von Computerhilfen vorgesehen ist. (Im Mittel betragen die Entwurfskosten etwa 
10 V. H. der Gesamtkosten.) 

2.1.4. Die Schiffsbauindustrie macht Erfahrungen mit einem ähnlichen Trend. Obwohl hier nicht die 
gleiche Menge von individuellen (oder aufgabenorientierten) Programmen existiert wie in der 
Bauindustrie, wurde dennoch der Vorteil einer Integration der verschiedenen Stadien innerhalb 
eines gewöhnlichen Konstruktionsmanagementsystems erkannt. 

2.1.5. Die Probleme, die in all diesen Gebieten auftauchen, sind ähnlich, da die Anforderungen im Grunde 
genommen identisch sind. 

Bekannte Systeme, die mit ähnlichen, vielleicht sogar noch einfacheren Zielen entwickelt wurden, 
ebenso wie übliche, groß angelegte Entwicklungen, beleuchten alle die enorme Größe der Aufgabe, 
die in jeder solcher Entwicklung steckt. Von keinem individuellen Benutzer kann in Anbetracht 
der hohen Entwicklungskosten erwartet werden, so etwas in eigener Regie zu unternehmen, obwohl 
der große wirtschaftliche Nutzen eines solchen Systems hinreichend bekannt ist. 

Die Technologie eines großen Computersystems, das speziell zur Hilfe von Managementproblemen 
entworfen wurde - wie auch zur Analyse und Entwurf von Herstellungsprozessen ist bekannter- 
maßen komplex und erfordert daher Untersuchungen, die schwer zu finden sind. 

Ebenso können die auf der Softwareseite erforderlichen Erfahrungen wahrscheinlich nur aus den 
entsprechenden Entwicklungen abgeleitet werden. 

2.1.6. Zusammenfassend kann gesagt werden, daß ein großer Kreis von Industrien sich in immer stärke- 
rem Maße des Computers als eines Hilfsmittels für den gesamten Herstellungs- und Produktions- 
prozeß bewußt wird, vom Anfangsentwurf bis zur Durchführung. Allerdings verhindern im allge- 
meinen die Komplexität des Problems und die Höhe der erforderlichen Investitionen, daß sich die 
Industrie auf Entwicklungsprojekte dieser Art ohne substantielle Regierungshilfen einläßt. Die in 
diesem Projekt diskutierten Systemtypen werden am treffendsten bezeichnet mit Entwurfssysteme 
und Produktionsmanagementsysteme auf Computerbasis. 

Entwurfsystem auf Computerbasis und seine Verbindung zu Produktionsmanagementsystemen 

2.1.7. Um einen einfachen Überblick über solche Systeme zu geben, können sie als aus 3 Hauptteilen 
bestehend betrachtet werden. 

i) Eine Datenbasis 

ii) Ein Datenmanagementsystem 

iii) Anwendungen 

2.1.8. Die Datenbasis kann in zwei Teile zerlegt werden, einen konstanten, der die Grunddaten enthält 
und einen zweiten, der nur die projektspezifischen Daten enthält. 
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2.1.9. Das Datenmanagementsystem, wie schon der Name andeutet, managt die Datenbasis für den 
Benutzer und erlaubt ihm, die Funktionen auszuführen, die durch die Anwendungen bestimmt 
werden. Es behandelt und kontrolliert neue Daten, die durch Anwendungsprogramme erzeugt 
werden. Es hält die Datenbasis auf dem neuesten Stand und sucht und ordnet die Daten, die für 
einzelne Anwendungen gebraucht werden. 

Es gibt zur Zeit zwei Wege, ein solches System zu entwerfen. Der eine benutzt die Datenbasis als 
einen integralen Teil des Computersystems, während der andere keine direkte Verbindung 
zwischen Datenbasis und der äußeren Anwendung vorsieht, die daher in einer Vielfalt verschie- 
dener Sprachen geschrieben werden kann. 

Wirtschaftliche Nutzen 

2.1.10. Es ist schwierig, den wirtschaftlichen Nutzen zu quantifizieren, der sich aus der Anwendung solcher 
Systeme besonders auf Konstruktions-ZHerstellungsprozesse ergibt. Ein ähnliches System jedoch 
für Entwurf und Ausführung eines speziellen Gebäudes zeigte drastische Kosteneinsparungen. 

2.1.11. Die Entwurfskosten in der Bauindustrie machen im Mittel 10 v. H. der Projektkosten aus. Tests 
haben gezeigt, daß der Gebrauch von wechselwirkenden Entwurfssystemen, die eine schnelle 
Optimalisierung des Gebäudetyps und seiner Auslegung unterstützen, die Entwurfskosten auf ca. 
6 V. H. zu senken half. 

2.1.12. Im allgemeinen liegt einer der Vorteile eines Entwurfs- und Produktionsmanagementsystems in 
dem Umstand, daß Daten, die in der Frühphase der Konstruktion erzeugt wurden, durch die Bau- 
phase hindurch projektiert werden können und daß daher die Wirkung einer Entwurfsentscheidung 
auf die Ausführung abgeschätzt werden kann, bevor der Entwurf zu weit fortgeschritten oder gar 
beendet ist. Die Einwirkung auf das Endprodukt ist daher mannigfaltig. 

2.1.13. Eine verbesserte Verständigung zwischen den betroffenen Disziplinen führt zu verringerten Ver- 
lustzeiten, was wiederum bessere Entwürfe garantiert, weil eine wechselseitige Optimalisierung 
einer Vielzahl von Parametern möglich ist. 

2.2. Inhalt des Studienvorschlags Nr. 2 

2.2.1. Die Studie hat zum Ziel, die Quellen vorhandener Gutachten und Systeme zu identifizieren und 
zu versuchen, die gemeinsamen Gebiete der Vielzahl ins Auge gefaßter Anwendungen zu finden 
und dadurch die Durchführbarkeit des angeführten Versuchs zu testen. 

Der letzte Punkt wären Empfehlungen über den Verlauf künftiger Entwicklungen, sofern sie durch- 
führbar und wünschenswert sind. 

2.2.2, Die Studie muß die Industrie ebenso umfassen, wie Forschungs- und Entwicklungsorganisation 
innerhalb der Gemeinschaft. Sie hätte die folgenden Punkte zu berücksichtigen, die nachfolgend 
in drei Phasen geteilt sind. Die ersten beiden beziehen sich auf den Zwischenbericht, die dritte auf 
den Abschlußbericht. 


Phase 1: 

1. Identifierung und Beschaffung vorhandener Quellen von Gutachten. 

2. Prüfung der bestehenden oder in Entwicklung befindlichen Systeme. 

3. Identifizierung von Lücken in der Software-Entwicklung, 

4. Prüfung der Portabilität der Software. 

Phase 2: 

5. Prüfung der Anforderungen an die Hardware und die Reaktion des Systems. 

6. Prüfung der Beziehungen zwischen dem Systementwurf und dem Umfang des Anwendungsprogramms. 

7. Prüfung der wirtschaftlichen Vorteile für das System, Anwendungsprogramme mit unabhängiger Daten- 
basis zu behandeln. 

Phase 3: 

8. Erstellung von Spezifikationen für breit angelegte Systemgrundzüge und einer Strategie zu ihrer Ent- 
wicklung. 
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Anlage B 

Entwurf eines Beschlusses des Rates zur Einsetzung eines Lenkungsausschusses 
für die Aktionen auf dem Gebiet der Informatik 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den von der Kommission unterbreite- 
ten Entwurf eines Beschlusses, 

in Erwägung folgender Gründe: 

Die Errichtung einer Gemeinschaftspolitik auf dem 
Gebiet der Informatik gehört zu den Zielsetzungen 
der Gemeinschaft; dies hat der Rat in seiner Ent- 
schließung vom 15. Juli 1974 anerkannt. 

Um die Kommission in die Lage zu versetzen, 
über die erforderlichen Grundlagen zur zweck- 
mäßigen Durchführung der vom Rat beschlossenen 
Aktionsprogramme im Rahmen der Entwicklung die- 
ser Politik verfügen zu können, empfiehlt es sich, 
die Unterstützung der Kommission durch ein aus 
Vertretern der Mitgliedstaaten bestehendes be- 
ratendes Organ vorzusehen. 

Zu diesem Zweck ist die Einsetzung eines Len- 
kungsausschusses für die Aktionen auf dem Gebiet 
der Informatik angezeigt — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Es wird ein Lenkungsausschuß für die Aktionen auf 
dem Gebiet der Informatik - im Nachstehenden als 
„Ausschuß“ bezeichnet - eingesetzt. 


Zu diesem Ausschuß benennt jeder Mitgliedstaat 
einen Vertreter. Jeder Vertreter kann sich je nach 
der Art der zu behandelnden Aktionen von Sach- 
verständigen oder Beratern unterstützen lassen. 
Den Vorsitz des Ausschusses führt ein Vertreter der 
Kommission. 

Die Kommission besorgt das Ausschußsekretariat. 
Der Ausschuß gibt sich seine Geschäftsordnung. 


Artikel 2 

Der Ausschuß unterstützt die Kommission bei der 
Durchführung der vom Rat beschlossenen Aktionen 
auf dem Gebiet der Informatik, insbesondere in be- 
zug auf die Ausrichtung, die Vorbereitung, die 
Durchführung und die Verwirklichung der einzelnen 
Aktionen im Hinblick auf die jeweilige Zielsetzung. 


Artikel 3 

Dieser Beschluß tritt am in Kraft. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C/86 
vom 20. Juli 1974. 
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Anlage C 


Schätzung der finanziellen Aufwendungen 

Nachfolgend findet sich die Kostenaufstellung für die einzelnen Projekte. Diese Beträge decken einerseits 
die technischen sowie die Ausführungskosten (insbesondere für Kontakte, Ausrüstungen, Programmierung, 
Projektverwaltung usw.) und andererseits die Verwaltungskosten (insbesondere die des Lenkungsaus^ 
Schusses, des technischen Komitees usw,). 


Projekt Nr. 1 

Kurzgefaßte Kostenaufstellung 

1. Haushaltsposten: Artikel 390 

2. Name; Datenbank zur Organ- und Blutgruppenanpassung 

3. Juristische Grundlage: Artikel 235 des Vertrages - Entschließung des Rates vom 

4. Gegenstand der Aktion: Schaffung einer Zentralkartei für die Kompatibilitätsbestimmung von Organen 
und Blutgruppen bei Verpflanzungen bzw. Transfusionen. 

5. Gesamtkosten der Aktion und jährliche Aufschlüsselung: 

5.0. Gesamtkosten: 1 360 500 RE 

5.1. Jahr: 1975 1976 1977 

Betrag: 92 500 RE 1237 500 RE 30 500 RE 

6. Finanzierung: Die Aufwendungen gehen zu Lasten künftiger Haushalte. 


Projekt Nr. 2 


Kurzgefaßte Kostenaufstellung 

1. Haushaltsposten: Artikel 390 

2. Name: Untersuchung über Informatiksysteme für die Behandlung der Import-Export-Daten und der 
Verwaltung der Organisationen des Agrarmarktes der Gemeinschaft sowie deren Finanzkontrolle 

3. Juristische Grundlage: Artikel 235 des Vertrages - Entschließung des Rates vom 15. Juli 1974 

4. Gegenstand der Aktion: Untersuchung über Informatiksysteme für die Behandlung der Import-Export- 
Daten und der Verwaltung der Organisationen des Agrarmarktes der Gemeinschaft sowie deren Finanz- 
kontrolle zur Erstellung eines Entwicklungsrahmens, der auf Gemeinschaftsebene angepaßt und koordi- 
niert ist. 

5. Gesamtkosten der Aktion und jährliche Aufschlüsselung: 

5.0. Gesamtkosten: 618 000 RE 

5.1. Jahr: 1975 1976 1977 

Betrag: 163 000 RE 423 500 RE 81 500 RE 

6. Finanzierung: Die Aufwendungen gehen zu Lasten künftiger Haushalte. 


Projekt Nr. 3 


Kurzgefaßte Kostenaufstellung 


1. Haushaltsposten: Artikel 390 

2. Name: System für die Rechtsdokumentationsrecherche 


27 



Drucksache 7/3437 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


3. Juristische Grundlage: Artikel 235 des Vertrages - Entschließung des Rates vom 15. Juli 1974 

4. Gegenstand der Aktion: Studie über die Erfordernisse der Benutzer und über bestehende oder geplante 
Systeme innerhalb der Gemeinschaft hinsichtlich der Entwicklung eines Rahmens, der die Zugriffsmög- 
lichkeiten zu Daten des Gemeinschaftsrechts sicherstellt. 

5. Gesamtkosten der Aktion und jährliche Aufschlüsselung: 

5.0. Gesamtkosten: 437 500 RE 

5.1. Jahr: 1975 1976 1977 

' Betrag: 11 500 RE 269 000 RE 57 000 RE 

6. Finanzierung: Die Aufwendungen gehen zu Lasten künftiger Haushalte. 


Projekt Nr. 4 

Kurzgefaßte Kostenaufstellung 

1. Haushaltsposten: Artikel 390 

2. Name: Die für die Echtzeitdatenverarbeitung bei der Luftverkehrskontrolle notwendigen Systeme 

3. Juristische Grundlage: Artikel 235 des Vertrages - Entschließung des Rates vom 15. Juli 1974 

4. Gegenstand der Aktiön: Studie über Informatiksysteme der Luftverkehrskontrolle und des Gemein- 
schaftsbedürfnisses an der Bestimmung von Entwicklungen und Aktionen, die geeignet sihd, die be- 
stehenden Systeme durch die in den 80er Jahren notwendigen zu ersetzen. 


5. Gesamtkosten der Aktion und jährliche Aufschlüsselung: 

5.0. Gesamtkosten: 923 000 RE 

5.1. Jahr: ' 1975 1976 1977 

Betrag: 172 500 RE 566 500 RE 184 000 RE 


6. Finanzierung: Die Aufwendungen gehen zu Lasten künftiger Haushalte. 


Projekt Nr. 5 


Kurzgefaßte Kostenaufstellung 

1. Haushaltsposten: Artikel 390 

2. Name: Rechnerunterstütztes technisches Entwerfen (CAD) 

3. Juristische Grundlage: Artikel 235 des Vertrages - Entschließung des Rates vom 15. Juli 1974 


4. Gegenstand der Aktion: In jeder der beiden nachstehend aufgeführten Unterstudien: Untersuchung der 
Entwicklung von Informatiksystemen und Angabe von Spezifikationen, die Gegenstand späterer Entwick- 
lungsstudien sein können. 

a) Projekte elektronischer logischer Schaltkreise 

b) Projektmanagement im Entwurfs- und Konstruktionswesen. 

5. Gesamtkosten der Aktion und jährliche Aufschlüsselung: 

5.0. Gesamtkosten: 618 500 RE 

5.1. Jahr: 1975 1976 

Betrag: 217 000 RE 401 500 RE 

6. Finanzierung: Die Aufwendungen gehen zu Lasten künftiger Haushalte. 
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